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JJer vum Chalifen Omnr atif Mnhammed's Offenbarimg gegrOadet^ 
und den Muhammedaiiern aller Zeiten als Ideal geltende Sbiat liatte 
einön durch und durch religiösen Charakter; es war der Versweh, 
eine Gemeinschaft zu bilden, welche den im Heiligen Recht zum 
Ausdnicke gekommenen göttlichen Willen auf Erden verwirklichen 
sollte. Dieses heilige (Scheriat-) Becht regelt alle VerhILltniBBe des 
privaten wie des staatlichen und religiösen Lebens der Uuham- 
medaner. Für den Muhammedaner ist der Islam daher niuht nur 
die 8taatBreligion, sondern Staat und Kirche fallen für ihn begriff- 
lich zusammen : Der Chalife ist als Nachfolger des Propheten 
Muhammed, als „Schatten Gottes auf Erden", gleichzeitig das geist- 
liche imd das weltliche Oberhaupt. 

Eine derartige göttliche Leitung einer nicht auf eine einzelne 
Rasse beschränkten Gemeinschaft bedingte einen üniversalismus, 
welcher in dem Anspruch auf die Weltherrschaft seinen Ausdruck 
finden musste. Der Koran-Spnich „Denn die Erd' ist Gottes, er 
lasst sie erben, wen er will von seinen Knechten" (Siirö VII, 125) 
wurde denn auch schon früh von der mnhnmmedanischen Tradition 
in diesem Sinne aufgefaast und daraus der Fundamentalsatz formu- 
liert: Die Erde gehört Gott, seinem Propheten und den Muslimen. 
Andersgläubige waren Feinde Gottes und der Muhammedaner, 
und muBsten als solche bekämpft werden; doch maclite Miihammed 
bei ihnen einen Unterschied, je nachdem sie Götzendiener odef 
Kitabi's, d. h. Völker waren, die sich wie die Juden imd Christen 
im Besitze eines „Buches", d, h. einer geschriebenen Offenbarung, 
befemden. Die Götzendiener mussten bei Vermeidung des Todes 

Vomieheader Aufsatz ist das Resnnie ejaer staatetechUichen Dar- 
stellung der Verhüitoisse der uicht-muhaminedaDtschen religiösen Körper' 
Schäften in der Tiirtei, deren Herausgabe mit den dazu gehörenden wisseq- 
schaftlichen nnd politischen Belegen von dem Verfasser im Verein mit dem 
kaiserlichen Konsnl Dr, Uordtmann beabsichtigt ist. 
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den Islam annehmeD ; auf die Juden und Christen bezieht sich der 
Koran-Vera (Sure IX, 29) „Bekämpfet, die nicht glauben an Oott 
und den jfingsten Tag, und die nicht heiligen, 'was Gott geheiligt 
hat und sein Gesandter, und dienen nicht dem Gottesdienst der 
Wahrheit, die unter denen, die das Buch empfingen, bis sie 
aus ihrer Hand Kopfsteuer zahlen und unterwürfig sind." Juden 
und Christen konnten also durch Unterwerfung und Tributzahlung 
dem Tode en^hen und die Ausübung ihrer Religion beibelialten. 
Sie traten somit in ein Vorliftltnis der Unterordnung imter die 
herrschenden Gläubigen und genossen als „Zimmi's" den Schutz 
derselben, der ihnen Leben und Hab und Gut gewährleistete, 
während sie andererseits durch Kopfsteuer (Dschizie, apAter fälsch- 
lich Charadsch genannt) und durch Grundsteuer (Cltaradsch) zum 
Unterhalt der neuen Herren beitrugen. 

Als aufgehoben galt der Schutzvertrag, und der Zinuni als 
Togelfrei, wenn er in Feiadesland tloh oder mit dem Feinde landes- 
veriilterische Beziehungen einging; die meisten RecJitslehrer erklärten 
den Vertrag auch für gebrochen, wenn er die Dschizie zu zahlen sich 
weigerte, wenn er sich beikoramen Hess, den Koran, den Propheten 
oder deu Islam zu schmShen, eine Muhammedanerin zur Sünde 
oder einen Muhammedaner zum Abfall vom Glauben zu verführen, 
oder aber dessen Gut oder Leben nachzustellen. Bei geringerer 
Strafe war vorgeschrieben, dasa die Nichtmuslime sich in der Klei- 
dung von den Muslimen zu unterscheiden liatten, ihre Wohngebftude 
diejenigen der Muslime nicht Dl^erragen sollten, dass sie mit ihrem 
Gottesdienst kein Gepränge vor den Muslimen veranstalten, alEO 
keine Nakus (hölzerne Klöppel, die auf einander geschlagen wurden 
und die Stelle der Kirchenglockea vertraten) schlagen dui-ften, nicht 
öffentlich Wein trinken und Schweine herumtreiben sollten, sowie 
dass sie nicht Waffen zu tragen oder auf Pferden zu reiten sich 
erktthnten. Im Gegensatz zu den Götzendienern, mit denen sogar 
Milch verwand tschaft untersagt ist, kann eine Christin oder Jüdin 
ohne Aufgabe ihrer Religion die legitime Gattin eines Muhammedanera 
werden. Zum Kriegsdienst wurde der Zimmi nicht herangezogen. 

In allen Beziehungen, die nicht die Pflichten gegen den 
muliammedanischen Staat, besonders die Steuerpflicht, oder einzelne 
Muliammedaner betrafen, wurden die Zimmi's nicht gestört; nament- 
lich wurden sie nicht behindert in Rücksicht auf ihre Religion, 



^aovGoOt^lc 



insofern deren ÄüEdbiing nicht, wie oben erwähnt, DfTentliches 
Ärgernis zu erregen geeignet w&r. Die geistige Überliebung des 
HiihammedanerB liese es nicht zu, dass diesen Unterthanen zweiter 
Gattung vom Staate gi'Osaere Anfmerltsamkeit zugewandt ward. 
So blieb den Zimmi'B beinahe die vollstSndige eigene Gerichtsbar- 
keit und Verwaltung. Ausgeliend von der eigenen theokratischen 
Verfassung, fanden es die Muhammedaner nur natürlich, daes diese 
JurisdiktioD bei dem Fortfallen der staatlichen Oi^ne, die frOlier 
bestanden hatten, nunmehr von den geistlichen Vorgesetzten der 
Ziinmi's ausgeübt wurde. Der muhammedanisclie Staat war übrigens 
schon aus Gründen praktischer Politik mit dieser Übernahme 
weltlicher Funktionen durch die ungläubige Geistlichkeit einver- 
standen, da sie ihm eine leichte Handiiabe bot, um nötigenfalls 
die Zimmi's im Zaume zu halten. Dem religiösen Charakter des 
islamischen Gemeinwesens, das auch in den andersgläubigen Ge- 
meinden das verwandte Moment zu sclifttzen wusste, entsprach es, 
dass deren Oberen weitgehende Ehrenprivilegien und ihren kirch- 
lichen Anstalten Befi-eiung von Abgaben, wie von Grundsteuern und 
Zollgebllhren bewilligt wurde. 

Es war somit gerade die islamische Herrschaft, welche die 
Macht und die Bedeutung der nicht-muhammedanischen Geistlichkeit 
erhöhte; durch die Cbnlifen wurden die fremden Kiroben in den 
Stand gesetzt, selbst als Kern für die Gruppierung der einzelnen 
NatioaalitfLten zu fungieren und dieselben dadurch lebensfähig zu 
erhalten. Auf diese Weise entstanden neue Gebilde, Staaten im 
Staate, welche die muhammedanische Jurisprudenz „Millet's" (Beligiona- 
gemeinden) nennt, denen aber ebenso eine nationale wie religiöse 
Bedeutung innewohnt. Erleichtert wui'de die Bildung derselben 
durch die geographische Lage dieser Nationalitäten. Die byzantinische 
Herrschaft hatte _mit grOsster Strenge ketzerische Geldste der 
Unterthanen niederzuhalten gesuclit; nur an der Peripherie des 
Reichs, in Egypten imd im Innern Syriens, sowie in Mesopotamien 
konnten die disaidierenden Richtungen compakte Hassen von An- 
hftngern'erwerben, und zwar Oberwogen in Egypten, Syrien und 
Mesopotamien die Monophysiten (Kopten und Jacobiten), in Kurdistan 
aber und im nördlichen Mesopotamien die Nestorianer. Bei der 
Eroberung diese r_ Länder durch die Araber gingen diese Religions- 
gemeinden als anerkannte Organisationen in den islamischen Staate- 
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verband Ober. An Zahl wie an Bedeutung ragten im Chalifen- 
mcbe die gedachten Honophysiten und Nestorianer hervor, währeDd 
'die Orthodoxen, Bflm, die (Ost-) R&iner oder Bomäer, damals auch 
Melktten genaniit, nur an der synschen Etlste tmd in Palftetina 
den Haiiptleil der BerSlkeruug ausmachten, und die kathoÜBchen 
Bewohner N'ordafrikaa in Folge der frühen LoBtrennung dieses Ge- 
bietes vom Chalifat keinen Einflusa auf den Osten auBflbten. Den 
aufgezählten Eirclien schlössen sich durch die "ünterwerfiing 
ArmenieiiB die ebenfalls monophysiti sehen Oregonaner (el Eimen) ao. 

Die Juden (el Yah(\d) hatten schon zu Muhammed's Zeit in 
Arabien und Syrien eine separate Gemeinde gebildet und wurden 
als Zimmi's beschQzt. 

Der Ungläubige, der nicht Zimmi wurde, war dem Uuhani- 
medaner ein landesfeind. 

Nach dem islamischen Staatsrecht wird die bewohnte Erde 
in zwei Teile geteilt, in den „Dar iil- Islam", das „Hatis des Islams" 
und den „Dar u1-Harb", das „Haus des Krieges''. Jeder Fremde 
ist ein harbi, ein „hotitiü", der filr den Muharamedaner ausserhalb 
der Hechtsordnung stellt. Nur, wenn ein solcher den „Aman''' 
(Gnade) erwirkt, darf er, als „Mustemin", den Dar ul-Islam betreten. 

Als nach dem Zusammenbruche des Challfates der Abassiden 
sich der junge Staat der osmanischen Türken zur Weltmacht 
erhob, stützte er sich besonders auf den muhammedani sehen Fana- 
tismus. Die muhammedanische Theologie lieferte den Sultanen zu 
dem gewaltigen Gebäude die mächtigsten und dauerhaftesten Bau- 
steine, welche nach dem schon bei den Abaeeiden geltenden hane- 
fitischen Rechtssystero geordnet wurden. Nachdem der Sultan Selim 
sich 1517 von dem letzten der bei den Hamluken Egyptene als 
Titular-Chalifen ein Schattendasein fristenden Nachkommen der 
Abassiden, Muhammed XU. el-Uutawakkil billah m., das Chalifot 
hatte Obertiagen lassen, betrachteten er und seine Descendenz sich 
als die Rechtenachfolger der Familie des Propheten. Es ist daher 
iii(^it zu verwundem, wenn in das osmanische Staatsrecht die 
gesamten früheren Bestimmungen über die ungläubigen übernommen 
und durch neue drückende Massregeln, wie es der Blutzins der 
Janitscharenpressung war, verschärft wurden. Auch die Selb- 
ständigkeit der nichtmuhamiuedani sehen Millets blieb unberfllirt 
"Nun waren es aber nicht mehr die frOlier rivalisierenden Kirchen 
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der MonophysitAQ und Nestorianer, welche den Vorrang behaupteten; 
durch die Einverleibung der zahlreichen byzantinischen Gebiete mitder 
Hauptstadt erlangten -die Orthodoxen die PrApontleianz. Diese erhielt 
Bogar eine weitere Sanktion dadurch, daiss Mehmed der Eroberer, in 
seiner neuen Eigenschaft als gleichzeitiger Erbe von Ost-Bom, dejf 
griechischen Patriarchen mit dem am Hofe der byzantinischen Baiser 
üblichen Ceremoniell inthronisieren liess. Der staathcbeu Organisation 
der orthodoxen Griechen, des Rum milleti, folgte nach der west- 
lichen Wanderung eines Teiles der Armenier und der nach Osten 
gewendeten Flucht . der spanischen Juden die Einsetzung des 
Patriarchen des „Ermeni milleti" in Constantinopel und die An- 
erkennung des Chächam baschi . als Oberhauptes der Juden. Später 
erreicliten auch die meisten der Übrigen im türkischen Staate ein- 
heimischen Kirchen und Denominationen, namentlich die seit Aus- 
gang des Mittelaltere mit Rom uiiierten Christen der orientalischen 
Riten, eine staatliche Anerkennung durch die ihren Vorstehern er- 
teilten Berats (Bestallungen); die drei zuerst genannten Uillets sind 
jedoch, als die wichtigsten, die einzigen geblieben, deren Oi^;anisation 
durch ad hoc erlassene Gesetze festgestellt wurde. Die einheimisch- 
protestantische Gemeinde (Frotest&n dchemaati) errang nach langem 
Kampfe, wie unten dargestellt werden wird, wenigstens obrigkeit- 
liche Anerkennung, wenn auch keine gese(2liche Organisation als 
Millet. Erwähnt sei, dass von den Türken mit dem Worte Rayah 
(Herde), welches frflher alle Unterthanen der Chalifen umhsste, 
heute ausschliesslich die nlcht-muhammedanischen Unterthanen der 
Pforte bezeichnet werden. Durch den Hatti humayun von 1856 
wurde in der Theorie die Gleichstellung der muhaiimaedanischen 
und der nicht- muhammedani sehen . Angehörigen des türkischen 
Reiches proklamiert. Eine Anbahnung der faktischen Gleichheit 
brachte die neuere Gesetzgebung wenigstens insofern, als sie dem 
Laienelement der Rayahgemeinden — mit alleiniger- Ausnahme 
der Protestanten — eine Vertretung in den Gerichts- und Ver- 
waltungsbehörden der Provinzen einräumte; die kirchlichen Oberen 
der gedachten Gemeinden, die sog. ruesai milel, erhielten ausserdem 
noch Sitz und Stimme in den türkischen Verwaltungskonseils. Die den 
Geistlichen und ihren Anstalten schon iin alten muhammedanischen 
Staate gewährte Steuerfreiheit wurde von den türkischen Uachthabem 
principiell nicht angetastet und wird auch heute noch respektiert. 
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Was die ungläubigen Fremden betrifft, bo sind auch über sie 
die rigorosen Bestimmungen des alten muhammedanischen Rechts in das 
türkische Staatsrecht recipiert worden. Ungläubige Re^eningen galten 
nicht, oder doch nur in Ausnahmef Allen als vei-tragaffthig. Dieser 
^chlliche Gnindsatz hatte sich lange Zeit, naclidera der türkische 
Staat durcli Zwang oder Aussicht auf Nutzen zum Abschluss vou 
Vertrftgen mit europäischen Mächten veranlasst worden war, in der 
Fiktion aufrecht erhalten, dass solche Verträge als einseitige Ent- 
scbliessungen , als sogenannte Kapitulationen, betrachtet wurden. 
Die isolierte völkerrechtliehe Stellung wurde von der Pforte noch 
nach Jahrhunderten als wichtiges Privileg betrachtet, als sie schon 
längst nicht mehr zeitgemäss war. Vor der Accreditierung des 
Gesandten einer noch nicht im Vertrags Verhältnis stehenden Macht 
erhob sie stets die grOssten Schwierigkeiten. Bei dem Frieden von 
Earlowicz im Jahre 1699 nahm die Pforte zum ersten Male die 
Vermittelung fremder Machte an; im Pariser Frieden von 186G 
wurde sie formell in das Europäische Eonzert aufgenommen. 

Trotz diesen Verhältnissen hat es zur Zeit der TQrkenherrschaft 
ebensowenig wio früher während des Cbalifatea der Äbbasiden an 
Angehörigen europäisch - christlicher Staaten gefehlt , welche zu 
Erwerbszwecken oder als Pilger und zur Pflege der heiligen Stätten 
den Orient aufsuchten. Die staatsrechtlichen Bedingungen, unter 
denen die Abendländer dort lebten, werden später geschildert werden ; 
in kirchlicher Hinsicht blieben sie, da sie sich keinem der in der 
islamischen Welt anerkannten christhchen Millets anscbliessen 
konnten, bei ihrer Konfession und bei ihrem Ritus und unterstanden 
auch fernerhin der von Rom entsandten Qeistlichkeit. Von den 
mit scharfem Auge für äussere Merkmale begabten Orientalen 
wurden sie, weil zu ihrer Litui^ie die lateinische Sprache ver- 
wendet ward, „Lateiner" genannt, wie ihe römische Kirche mit 
Vorliebe als ,,lateinische Kirche" bezeichnet wird. Die Morgen- 
länder unterscheiden hiervon streng die „Katulik*-, unter welchem 
Namen die mit Rom blos unierten, im Übrigen ihrer eigenen 
Litui^e folgenden orientalischen Christen, also z. B. die unierten 
Melkiten und die unierten Armenier, zusammengefasst werden. 

Da die lateinische Kirche als eine fremde im türkischen Reiche 
eine besondere Stellung einnimmt, erscheint es geboten, bevor auf sie im 
Einzelnen eingegangen wird, zunächst einen kurzen Bhck auf die daselbst 
einheimischen nicht • muhammedanischen Körperschaften zu werfen. 
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I. Die orthodoxe Kirche (Rum milleti). 

Von allen nicht - muhammedanischeii Denominationen des tür- 
kischen Reiches ist die orthodoxe Kirche, Rum milleti, durch 
Seeleiizahl, Macht iind politische Etedeutung bei weitem die hervor- 
ragendste. Sie zerfällt heute in die Patriarchate von Constantinopel, 
Antiochien (mit Sitz des Patriarchen in Damasctis), Jerusalem und 
Alexandrien, und in das selbständige Erzbistum Cypern. Mit dem 
Patriarchate von Constantinopel wurden im Jahre 1767 die durch 
die byzantinischen Kaiser einst abgetrennten Patriarchate von Ipek 
und Ochrida in Albanien durch Personalunion wieder verbunden, 
nachdem das Erzbistum Äleppo, das frOher dem Patriarchen von 
Antiochien unterstand, schon kurze Zeit vorher (1758) dem Patriar- 
chate von Constantinopel einverleibt worden war. Dagegen sind 
im Laufe der Jahrhunderte von dem genannten Patriarchate folgende 
Kirchen losgelöst worden: 

1. Die russische ITationalkirche durch die Gründung des Patriar- 
chates Moskau im Jahre 1589 mit der türkischen Enklave 
der neugegrQndeten Mission in Jerusalem; 

2. de facto die montenegrinische Kirche seit Aufhebung des 
Pati'iarchates Ipek; 

3. das Patriarchat von Karle vicz in Kroatien, welches alle 
Serbisch -orthodoxen im Gebiete der Slefanskrone umfasst, 
seit lti90; 

4. die rumÄnisch-orthodoxe Metropolie in Hermannsladt für die 
Länder der ungarischen Krone, aus derselben Zeit, und ebenso 

b. die Metropolie in Czemowitz, welcher die Rumänisch- 
orthodoxen in der Bukowina und die Serbiscli-orthodoxen 
in Dalmatien unterstehen; 

6. Die hellenische Kirche durch Synodalbeschluss vom 11. Juli 
1850; 

7. u. 8. Die rumänische und die serbische Staatskirche, nach- 
dem die Unabhängigkeit dieser Staaten durch den Berliner 
Vertrag anerkannt worden ist; 

9. das bulgarische Exarchat seit 1872. 
Nicht aiitoceplial sind dagegen die bosnisch-herzegovinischen 
Diöcesen, an deren Unterstellung unter das Patriarchat d»m;h die 
österreichische Okkupation nichts geändert wurde. Dieselben nehmen 
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durch Delegierte rielmehr an der Patriarchen wähl teil, und der 
Patriaroh tibt das Präsentationsrecht FQr die vom österreichischen 
Kaiser zu ernennenden BischOfe atis. 

Die meisten dieser orthodoxen Eirchen innerhalh und ausser- 
des tQrkischen Beiches erkennen in gewisser Weise die geistliche 
Oberherrlichkeit oder doch mindestens den Vorrang des Patriarchen 
von Constaotinopel dadurch noch fortwährend an, dass sie das 
heilige öl zur Salbung der BischOfe (chrema) von ihm entnehmen. 
Als allgemein anerkanntes Haupt der orthodoxen Kirche gebQhren 
ihm ausserdem besondere Ehrenvorrechte, wie der TJt«l eines „öku- 
menischen" Patriarchen mit der Anrede „Panagiotatos" (Heiligkeit), 
während die anderen Patriarchen mit „Glückseligkeit" angeredet 
werden. In seinem Siegel fillirt er als Wappen den mit der Kaiser- 
krone geschmQckten Doppeladler der Paläologen, während das Siegel 
des Patriarchen von Jerusalem die Grabeskirche, das des Patriarchen 
von Antiochien die Apostelfflrston Petras und Paulus mit der ihnen 
geweihten 8(^. Äpoetelkirche und dasjenige des Patriarchen von 
Alexandrien den gekrönten und geflögelten Marcus-Löwen aufweist, 
der zwischen seinen Pranken die Bibel mit dem Kreuze hält. 
Alle vier Siegel enthalten ausserdem noch zwei übereinander ge- 
kreuzte Schlüssel als Zeichen der geistlichen Gewalt. 

Al^eseben von seiner Stellung als geistliches Oberhaupt des 
Constantin opeler Patriarchatssprengeis ist aber uaoh altem, durch 
die gesetzliche Organisation von 1860 sanktioniertem Rechte der 
ökumenische Patriarch femer noch der Vertreter der gesamten 
orthodoxen Kirche bei der türkischen Regierung. In dieser Eigen- 
schaft eines politischen Oberhauptes des Rum milleti ist er in welt- 
lichen Angelegenheiten der Vorgesetzte auch der übrigen orthodoxen 
Patriarchen in der Türkei^ untersteht aber selbst, wie die Chefs aller 
Millete, dem Departement der geistlichen Angelegenheiten (mezahib 
müdlrieti) im Justizministerium. Auf Lebenszeit ernannt nnd durch 
ein seine Befugnisse umschreibendes Berat (Bestallung) der Pforte 
eingesetzt, Itann er von letzterer nach der Theorie nur wegen Hoch- 
verrates und ausserdem auf Antrag der Synode, bezw. des unten zu 
erwähnenden Konseils, wegen Abweichung vom kirchlichen Dogma 
oder wegen schlechter und eigennütziger Verwaltung des Rirchen- 
vermögene abgesetzt werden; doch ist er im letzteren Falle wieder 
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wählbar. Die Wahl erfolgt nach einem komplisierten Modus duroli 
die Synode, verschiedene Kirchenfflrsten und hohe Funktionäre des 
Ftttriarcbate und unter starker Beteiligung des hauptHtftdti sehen 
Laienelemeats, sowie der Delegirten der DiOcesansprengel, wobei 
der Pforte Gelegenheit geboten ist, von der ihr unterbreiteten Liste 
die nicht genehmen Eandidaten zu entJemen. Passiv zur Wahl 
befähigt sind nur türkische Unterthanen, die einen Iißheren geist- 
lichen Bang einnehmen und gegen deren Charakter nichts vorliegt. 

Dem Patriarchen liegt die Leitung der dem Uillet gewährten 
Selbstverwaltung in Verbindung mit der Synode ob; letztere be- 
steht aus zwölf Metropoliten, welche unter dem Vorsitze des Patri- 
archen fQr die Disziplinar- und Jurisdiktionsgewalt, die Ausbildung 
des Klerus und die Erhaltung des orthodoxen Glaubens lu sorgen 
haben. 

Ausser der Synode besteht eine andere wichtige Kßrpei-schaft in 
dem „Konseil" oder „ständigen gemischten Ausschuss der Nation", 
der aus vier Mitgliedern der Synode und acht von der orthodoxen 
Bevölkerung der Hauptstadt gewählten Laien zusammengesetzt ist 
und der Bestätigung seitens der Pforte unterliegt. Dieser Aus- 
schuss beaufsichtigt die Schulen, Krankenhäuser und andere fromme 
Stiftungen, verwaltet die „Kasse der Nation" und entscheidet Ober 
Beschwerden gegen die Bischöfe in weltlichen Angelten heiten, 
sowie Ober Fälle des Erb- und Familienrechtes, für welche das 
byzantinisch-römische Reclit massgebend geblieben ist. Gesetzlich 
festgestellt sind auch die Gehälter der Erzbischöfe und Bischöfe, 
obwohl der Staat sie nicht besoldet;, die genannten kii-ciilichen 
Würdenträger sind jedoch befugt, die erforderlichen Beträge vom 
Millet einzuziehen. 

Während der Patriarch einen Anteil an der Begierungsgewalt 
durch Sitz im Divan nie erreicht hat, ist, wie oben angeführt 
wurde, durch die neuere Legislatur den ihm untergebenen Bischöfen 
in der Provinz, neben den kirchlichen Otieren der übrigen MiJIete, 
Sitz und Stimme in den Verwaltungskonseils zugestanden worden. 
Hierbei wifrde, in Gemässheit des alten Vorranges des ökumenischen 
Patriarchen vor den Patriarchen der Übrigen Millete, den Vertretern 
der orthodoxen Geistlichkeit der Vortritt vor den im Bange ent- 
sprechenden Würdenträgem der übrigen Kirchen bestätigt 

Aus der Organisation des Bum milleti erhellt, dass dasselbe 
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eine Institution, geradezu einen wichtigen Bestandteil des türkischen 
Reiclies bildet. Die orthodoxen Geistlichen, die durch Berats er- 
nannt werden, sind kaiserlich ottomanische Beamt«. Die Angelegen- 
heilen der Patriarchats sind interne Angelegenheiten der Türkei, 
wie seine Untergebenen Untcrthanen des Sultans sind. Es )ässt 
Eich daher nur aus den im Innern des tQrkisclien Reiches damals 
herrsclienden Missbräuchen und aus der Schwäche der auswärtigen 
türkischen Politik erklären, wenn Riissland 1774 im Biet)enten Ar- 
tikel des Friedens von Kainardsche sich das Protektorat über die 
orthodoxen Uiiterthauen des Sultans ausbedingen konnte. Da diese 
Stellungnahme Russlands einer der hauptsächlichsten Gründe des 
Krimkrieges war, verlangten es fc'rankreichs Interesse ebenso wie 
die neu konstruierte Aufnahme der Türkei in das europäische Völker- 
i'eclit, dass jedes Protektorat fremder Mächte über die Bayahs im 
Pariser Frieden eliminiert wurde. Russland hat sich jedoch noch 
im Sommer 1893 daJiin ausgesprochen, es könne sich von Nie- 
mandem das Recht bestreiten lassen, bei der Pforte jedesmal seine 
Stimme zu erheben, wenn die Interessen der Orthodoxen, gleich- 
viel ob es die Angehörigen der russischen Kirche im engeren 
Sinne oder die anderer orthodoxer Kirchen gemein schatten betreffe, 
auf dem Spiele ständen. Russland beanspruche keineswegs die Rechte 
eines Pi'otektorats über die gesamten Orthodoxen im türkischen 
Reiche, aber es sei durch die Vei'gangenheit wie durch die 
politische Aiifgabe der Gegenwart dazu berechtigt und bei-ufen, in 
Fragen, die das religiöse Interesse der Orthodoxie beträfen, bei 
der Pforte Gehör zu finden. Dies werde auch von der türkischen 
Regierung nicht bezweifelt, und daher sei die russische Verwendung 
für griechisch-orthodoxe Ansprüche, speziell in Jerusalem, niemals 
von der Pforte als unzulässig abgewiesen worden. 

Das mit dem Sultanat so eng verbundene Ökumenische 
Patriarcliat, dessen äussei'e Herrschaft bis um die Wende des 
XVn. Jahrhunderts mit der Ausbreitung des türkischen Reiclies 
über die Balkanstaaten, Ungarn und Polen stetig gewachsen war, 
erlitt seither beständige Einbussen durch das siegreiche Vordringen 
der europäischen Staaten. Ausserdem begann gleichzeitig ein 
Prozess innerer Ablösung, dessen Fortgang bis heute dauert und 
der in unseren Tagen die grösete Gefahr nicht nur für seine 
Macht, sondern sogar für seinen Bestand bildet. Das Regiment 
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in der Patriarohatskirche wunüe seit jeher durch das griechiflcbe 
Element, besonders durch die Fanariotep, ausgeübt. Zur Wahrung 
ihrer politischen Stellung haben dieselben regelmässig die Oeletlichen 
aus den nicht griechischen Nationen von allen hSlieren Eirehen- 
ämtern ferngehalten und die ihrem Hirtenetabe untergebenen Vftlker 
selbst durch den ausschliesslichen Gebrauch der griechischen 
Sprache in Kirche und Schule zu gräcisieren gesucht. Den er- 
starkenden Nationalitäten, deren religiöses Bedürfnis dringend die 
Verwendung des eigenen Idioms erheischte, setzte das Patriarchat 
schroffen Widerstand entgegen, und so wurden sie der Reihe nach 
sämtlich zum Bruch mit Byzanz getrieben. Kurze Zeit nach der 
OrQndung der russischen National kirche ging Polen nicht allein 
dem Patriarchat, sondern der orthodoxen Kirche überhaupt ver- 
loren, als 1594 zu Brescz eine polnisch-litauische Kii'chenver- 
sammlung die Union mit Rom beschloss. Das Ende des XVII. 
Jahrhunderts sah die Abtrennung der auf ungarisches Gebiet ge- 
flüchteten Serben und Rumänen; die empfindlichste Schmälerung 
muBSte der Fanar jedoch im XIX. Jalirhundert ertragen, wo zu- 
erst die hellenische Staatskirche, dann die rumänische mit den 
grossen Fatriarchatagntern selbständig wurden, denen auch die 
Kirchen der unabhängig gewordenen Balkanstaaten Montenegro und 
Serbien folgten. 

Trotz dieser Beispiele uud ungeachtet der gefährlichen rCmischen 
Unionspropaganda blieb der griechische Clerus auch den Wünschen 
der Bulgaren gegenüber tjiub, als diese in den sechziger Jahren um 
Bewilligung der slavischen Eirchensprache und eines Anteils am 
Eirchenregimente einkamen; ihre Bestrebungen wurden vielmehr 
als Ausflüsse eines unkanonischen „Philelismus" (Nationalismus) 
bekämpft. Die Bulgaren wandten sich jedoch an die Pforte und 
erwirkten den Firman vom 11. März 1870, durch den das 
Exarchat für die Bulgaren in der Türkei errichtet wurde. 
Hiermit war jede Abhängigkeit vom Patriarchen aufgehoben, dem 
Exarchen, dem Oberhaupt der neuen Nationalkirche, der direkte 
Verkehr mit der Pforte freigegeben und ihm eine Ehrenstellung 
verliehen wie den Patriarchen von Alexandrien, Antiochien und 
Jerusalem. Bemerkenswert ist besonders Artikel 10, der dem 
Exarchen die Möglichkeit gewährt, auch ausserhalb der ihm 
namentlich zugewiesenen Bischofsspreogel, jede von Bulgaren be- 
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volinte Kirchen gemeinde in der Türkei durch einen mit Zwei- 
drittelsmajorität der Gemeindeglieder gefasaten Besohl uBS der 
bulgarischen Kirche zu imterstellon. Der Patriarch erklärte zwar 
die Bulgaren fQr Schismatiker, und die athenische Synode belegte 
sie mit dem Änathem, doch lieeseo sie sich dadurch, im Vertrauen 
auf die Unterstützung der russischen Panslavisten nicht beirren. Nach 
dem niesisch-türkischen Kriege, der die Gründung des FQrsten- 
tiims Bulgarien mit sicli brachte, erreichten ae 1890 die gross- 
herrliche Bestätigung der ersten drei ausserhalb Bulgariens, in 
Macedonien, gewählten Bischöfe, denen sich bald andere anschliessen 
sollten. — Trotz des Sehisma's sind die Bulgaren nach türkischem 
Staaterecht nicht als besonderes Millet zu betrachten, da zwischen 
ihnen und den Orthodoxen eine Verschiedenheit des Dogma's und 
Ritus nicht besteht. Der Esarcli, der in Constantinopel residiert, 
ist übrigens ebenso türkischer Beamter wie der griechische 
Patriarch. 

Eine ähnliche Stellung wie in der bulgarischen Kirchenfrage 
nimmt Russland heute in Syrien ein. Die syrischen Ortliodoxen 
sind ebensowenig Griechen als die Orthodoxen der Balkanstaaten, 
auch da regt sich das nationale Elenient gegen die höhere aus 
Byzanz entsandte Geistlichkeit, und auch ihm leiht Rusalaad seine 
Hülfe. Als der Antiochener Patriarch Spiridton von seiner Synode 
abgesetzt und an seine SteUe am 27, April 1899 der Bischof von 
Lattakie, Meletios, ein Araber, gewählt wortlen war, erwirkte ihm 
Russland von der Pforte die Bestätigung; trotz des Widerspruches 
des Ökumenischen Patriarchats, das Meletios als Schismatikei' bezeichnet, 
gewährt ihm Russland das heilige Öl, wie es dassell» an die Bulgaren 
verabreicht. Dabei verlangt Russland für seine Mission in Jerusalem 
den Mitgenuss der den Griechen gewährten Privilegien an den 
heiligen Stätten. Bedenkt man femer die äusserst eifrig und er- 
folgreich betriebene Thätigkeit der mit enormen Geldmitteln ausge- 
statteten Kaiseriicli Orthodoxen Palästinagesellschaft, die in den 
letzten Jahren in Syrien und Palästina mehr als hundert russische 
Schulen, viele Kirchen, KlOster und Anstalten ins Leben rief, so 
erscheint es nur als eine Frage der Zeit, wann die Macht der 
griechischen Geistlichkeit in Syrien durch den Einfluss der russischen 
Kirche ersetzt sein wird. Darin erblicken die Fanarioten selbst 
einen Vorboten der Zukunft, in welcher ihre Suprematie in der 
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ganzen orthodoxen Kirche derjenigen des „heiliget dirigierenden 
Synod's" Plat* macht. "Welches Loos des Patriarchates alsdann 
wartet, zeigt das. Beispiel der einst selbständigen Kirche von 
Georgien und Imeretien, sowie die heutige Lage der russischen 
Armenierin Trauskaukasien. Indieser Notlage hat sich der grieclii sehe 
CleniB, namentlich in Jerusalem, mehrmals mit der Bitte um Hülfe 
an den Vertreter Frankreichs, als der an der Erhaltung des Status 
i|iio am meisten interessierten Macht, gewandt; einsichtige französische 
Politiker verkennen auch die Gefahr nicht, mit welcher die llber- 
wSltigenden Erfolge Busslands sowohl den Schutz der I^teiner in 
ihrem Besitz der heiligen Stätten, wie tlberhaupt den französischen 
Einfluss im arabischen Sprachgebiete bedrohen. Busslacd ist aber 
durch die Allianz von Kronstadt des einzigen ernstlichen Gegen- 
gewichts ledig geworden. 

II. Die Gregoiianischeu Armenier (Ermeni milleti). 

Die durch Gregor den Erleuchter um 302 zum Christentiime 
bekehrten Armenier trennten sich, als bei ihnen in der Mitte des 
5. Jahrhunderts der Afonophysitismus Eingang fand, von der damals 
noch einheitlichen Kirche nach dem Konzil von Chalcedon; zum 
vollen Bruche kam es 596 durch das zweite (aimenische) Konzil 
von Twin. Das geistliche Oberhaupt dieser nun Ober den ganzen 
Orient vom Königreich Rumänien bis nach Indien zerstreuten Ge- 
meinschaft ist der mit dem Ehrentitel eines Katliolikos (armenisch: 
Kathoghighos) ausgezeichnete Patriarch von Etschmiadzin am Fusse 
des Ararot. ÄZwei andere Patriarchen, derjenige von Sis in Cilicien 
und derjenige von Aghtamar, einer Insel im See von Van, füliren 
zwar ebenfalls diesen Ehrentitel, doch haben sie niclit mehr geist- 
liche Befugnisse, als der nach der Eroberung von Constantinopel 
von den Törken eingesetzte Patriarch von Constantinopel und der 
um die Mitte des 17. Jahrhunderts zum Patriarchen erhobene Eiz- 
blschof von Jerusalem. Da von der „armenischen Nation" bei 
weitem der grOsete Tei) in der Tflrkei lebt, und das Patriarchat 
von Jerusalem nur eine beschränkte Diöcese besitzt, ist der mächtigste 
unter den armenischen Prälaten der Patriarch von Constantinope], 
der Vertreter der Nation bei der Pforte, der nach dem Katholikos 
den ersten Rang beansprucht. Seine Stellung ist derjenigen des 
eknmeniscben der Griechen nachgebildet, wenn auch das jüngere 
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Datum seiner EinselzuDg und der demokratische Zug der armenischen 
Qeistlichkeit sie nicht zu sq grossem Glänze gelangen Hessen. 

Das von der Pforte auf don Vorechlag der Vertreter des 
armenischen Millets im Jalire 1863 erlassene Gesetz über das 
armenische Patriarchat, die sogenannte „Konstitution der armenischen 
Nation", hat einen durchweg repräsentativen Cliarakter und über- 
lässt der Gemeinde die Selbslordnung der Yerwaltnng. Das poU- 
tische Oberhaupt des Millets ist der Patriarch von Constantinopel. 
Seine Ernennung auf Lebenszeit erfolgt durch Berat, nach der vor- 
gängigeu Wahl des grossen EonseÜs der Nation, wobei der Neu- 
gewähhe der Nation und dem Sultan den Treueid leistet. Passiv 
■wahlfähig sind nur Biscliöfe, die das Indigenat besitzen und das 
Vertrauen der Pforte genieasen. Eine Absetzung kann vom Sultan 
wegen Hochverrats, vom grossen Eonseil mit nachheriger obrigkeit- 
licher Genehmigung wegen Bruches der Konstitution verhängt werden . 

Der grosse Konscil der Nation bestellt aus 140 Mit- 
gliedern, nämlich 20 Vertrelern der Geistlichkeit der Hauptstadt, 
80 Vertretern der daselbst wohnenden Laien imd 40 Abgeordneten 
aus den Provinzen. Dieser Konseil versammelt sich alle zwei Jahre 
zur Entgegennalime der Berichte über die Millet- Verwaltung, nament- 
lich die Finanzlage und zur Festsetzung der Steuern, Äusser- 
oi-dentliclie Berufungen des Konseils treten mit Genehmigung der 
Pforte ein behufs Beteiligung an der Walil des Kalholikos von 
Etsclimiadzin und zur Vornahme der Wahl der Patriarchen von 
Constantinopel und Jerusalem, sowie im Falle von Differenzen 
zwischen den beiden sofort zu erwähnenden KonsiÜs und den 
Patriarchen. 

Die Verwaltung der Ängelegeuheiten des Millets steht dnem 
geistlichen und einem Laien-Konseil zu. Ersterer besteht aus 
14 Mitgliedern, die durch die Pforte zu bestätigen sind und alle 
zwei Jahre wechseln ; er wacht ober die Dogmen und Riten der 
Kiiclie, wobei schwierigere Glaubensfragen einer Versammlung sämt- 
licher Geistlichen der Hauptstadt und eventuell dem Katholikos von 
Etachmiadzin vorgetragen werfen. Femer Übt der geistliehe Kon- 
seil das Recht der Ernennung und Beaufsichtigung der Geistlichen 
in der Diöcese und der Prediger in den Provinzen aus. 

Der Laien-Eonseil wird gebildet aus 20 auf eine zweijährige 
Dauer gewählten und von der Pforte bestätigten Mitgliedern des 
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grossen Kooseils und entBclieidet über die weltlichen Angelegen- 
heiten, wobei ilim Bieben Kominissionen selmndieren. 

Behufs Deckung der Kosten der allgemeinen Verwaltung wird 
von jedem erwachsenen Angehörigen des Millels eine Steuer ein- 
gezogen, deren Höhe nach den Vermögensverhältnissen des Steuer- 
pSichtigen bemessen iBt. Im Durchschnitt beträgt sie 75 Piaster 
(I2,7r) Hark). Die Erhebung der Steuer wird für die Provinzen 
sogenannten „Mnrachchaesa", Exarchen, übertragen. Die einzelnen 
Sprengel erhohen daneben uoeh ihre besondei'cn Steuern für ihre 
eigenen Bedürfnisse. 

Der Patriarch von Jerusalem ist nur nominell selbständig; er 
wird durch den grossen Konseil von Constantinopel ans einer von 
den München des Klosters Mar Jakub in Jerusalem präsentierten 
Kandidatenhste gewählt. Seine Funktionen bestehen in der Ver- 
waltung der armenischen Wallfahrtsstätten nnd des genannten Klosters, 

Die Bischöfe und die Erzbischöfe, welciie letztere sich von 
jenen nur durch höheren Kang nnd Titel unterscheiden, werden 
nicht vom Patriarchen ernannt, sondern von den Qeistlichen und 
Laien der Diöcesen erwälilt. Jedem Bischof steht ein von der 
Gemeinde gewählter Konseit zur Seite, der sämtliche weltliche 
Angelegenheiten ordnet und administrativ von den Konseils des 
Patriarchats ressortiert. Wie die Griechen, haben auch die Armenier 
in den Provinzen einen Auteil an der türkischen Ijokal- Verwaltung. 

Beigefügt sei, dass der armenische Patriarch in Constantinopel 
bei der Pforte ausser seinem Millet früher noch die syrischen Ja- 
kobiteu vertrat, deinen Patriarchen er das grossherrliche Berat aus- 
wirkte, und dass in Jerusalem, bezüglich der Rechte an der Qrabes- 
kirche, die Armenier eine Art von Protektion ssfellung gegenüber 
den Jakobiten, Kopten und Abessiniern innehaben. Bis in die 
jüngste Zeit genossen die Gregorianer Überhaupt unter den orien- 
talischen Kirchen ein Ansehen nnd einen Einfluss, in denen sie 
nur von den Griechen übertrolTen wurden. Durch die Verfolgungen 
von 1894—1897 erlitten sie jetloch eine numerische, finanzielle, 
soziale und politische Einbusse, von der sie sich noch nicht er- 
holen konnten. 

In kirchenpolitischer Beziehung liat in letzter Zeit am meisten 
Aufsehen die Differenz mit der mssiselien Regienmg wegen der 
Wahl des Katholikos von Elsclimiadzin eiTegt. 
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Nach annenisch-kanoniBcliein Kiichenrecht besitzt jede der 
106 Eparchien, in welche das Millet inner- und ausserhalb der 
Türkei zerfällt, zwei Wahl stimmen. Von diesen Eparcfaien liegen 
66 in der TOrkei, die übrigen iO grOsstenleils in fiussknd, spe- 
ziell in den Kaukasusl&ndern, einzelne in Persien mid Indien. In 
den letzten Jahrzehnten hatte der Schwerpunkt der Wahl in Con- 
stantinopel gelegen. Der Constantinopeier Patriarch entbot t>ei 
einer Neuwahl die 66 tflrkischen Eparchien, durch Delegiert« oder 
versiegelte Wahlzettel die Wahl in Conatantinopel vorzunehmen. 
Durch den grossen Konaeil der Nation wurden alsdann die Stimmen 
gesammelt und aus denjenigen, welche die meisten Einzelstiibmea 
erhalten hatten, drei Kandidaten auegewählt und der Synode zu 
Etschmiadzin mitgeteilt. In ähnlicher Weise wählten die 40 übrigen 
— nicht türkischen — Eparchien einen vierten Kandidaten , und 
diese 4 Namen standen alsdann zur engeren Wahl in Etschmiadzin 
selber. Allein da der in Etschraiadzin erscheinende Delegirte des 
Patriarchats von Constantinopel alle 132 türkischen Stimmen führte, 
so gab or, bezw. der grosse Konseil zu Constantinopel, an dessen 
Instruktionen er gebunden war, allein den Ausschlag. Bei der 
Neuwahl eines Katholikos im Jalire 1884 setzte jedoch die russische 
Regierung in dem zu ihrem Gebiete gehörenden Etschmiadzin ein 
schon seit 1842 bestehendes, bisher freilich noch nicht ange- 
wandtes Wahlreglement (Polojenie) durch. Nach diesem sollte jede 
der gesamten 106 Eparchien einen Vertreter nach Etschmiadzin 
entsenden; die versammelten Vertreter haben sich bei der Wahl 
auf zwei Kandidaten zu einigen, welche dem russischen Kaiser 
präsentiert werden. Der Czar ernennt alsdann den einen davon 
zum Katholikos. 

Da durch diese Polojenie der Schwerpunkt der Wahl von der 
Türkei, die 4 Millionen Armenier zählt, nach Russland verschoben 
wird, wo höclialens eine halbe Million lebt, verhielt sich der grosse 
Konseil zu Konstantinopel gegen den neuen Wahlmodua ablehnend; 
er übermittelte vielmehr seine Resolutionen brieflich, ohne einen 
Delegierten zu entsenden, nach Etschmiadzin. Die Wahl verlief nun 
so, daas die erschienenen nicht-türki sehen Delegierten zu den drei 
Präsentaten der türkischen Eparchien einen vierten Namen hinzu- 
fügten. Beim zweiten Wahlturnus sind aus der engeren Wahl, an 
der jedoch auf Anordnung der russischen Regierung nur die aa- 
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'wesenden Vertreter teilnehmen durften, zwei Kamen hervorgegangen, 
die dem russischen Kaiser präsentiert wurden. 

Trotz dieser Verletzung des kanonischen Kirchen reclits zogen 
es schliesslich die Armenier der Ttirkei zur Verhütung eines Schismas 
vor, ausnahmsweise und ohne einen Präcedenzfall schaffen zu wollen, 
den von Russland ernannten Katholikos anzuerkennen. 

HL Die Eirohen der monopbysitischen Jacobiteu 

in Syrien nnd der Kopten in Ägypten and Abes- 

Binien, sowie die nestorianische Kirche. 

. Diese haben geringere Bedeutung und kennen daher hier nur 
kurz bernhrt werden. Die beiden ersteren sind den eifrigen UniOH&- 
bemQhungen der rOm Ischen, die letzte zugleich denjenigen der 
ruBSi sehen Kirclie ausgesetzt. 

Der Patriareh der Jacobiten Jiat seinen Sitz bei Mardin, im 
Kloster Deir Zaferan, und wird heute bei der Pforte durch einen 
Vekil in Constantinopel vertreten, der ihm auch das nötige Berat 
erwirkt. 

Der Patriarch der monophysitischen Kopten, der sich 
Nachfolger dea heiligen Markus nennt, wird stets noch als Patriarch 
von Alexandrien bezeichnet, obgleich er schon im 11. Jahrhundert 
seinen Sitz von Älexandrien nach Kairo verlegt hat; seine Wahl 
unterliegt der Bestätigung der egypiisohen Regierung. 

Die koptische Kirche ist die Multerkirche der abes- 
sinischen, und der abessinische Bischof (Abuna) wird vom 
Patriarchen von Älexandrien aus den Mitgliedern des egyptischen 
Glerus ernannt. Die Äbessinier haben, unter der Jurisdiction des 
genannten Patriarchen, seit dem 11. Jahrli. eiue Gemeinde in 
Jerusalem, die früher wegen ihrer Armut unbedeutend war und 
nur an den Rechten der Kopten teilnahm; seit zwei Decennien, 
durch die Munificenz des Negus Negeat erstarkt, erhielt sie eine 
eigene Verwalttmg. Der vor 15 Jahren erteilte Ottomanische 
Firman zum Bau der schönen abesainisciien Kirche im Norden 
Jerusalems ist auf den Namen dea Vorstehers dieser Gemeinde 
ausgestellt. Bekannt ist, daas in jüngster Zeit Russland eine 
eifrige religiöse Propaganda in Abessinien entwickelt 

Die Nestorianer, die aich meist Mos Meschihayö, d. h. An- 
hänger des Messiaa, oder Surayyah, d. h. Syrer, nennen, bewohnen 
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MeeopotamieD, Kurdistan und Persien, und datieren von dem Konzil 
von Ephesus, wo die Ketzerei des Nestoriua, der von CyriltiiB be- 
schuldigt vurde, in Cliristo zwei Personen anzimehmen, mit dem 
Anathem belegt ward. Ihr FatriarcJi, der stets den Namen Mar 
Schimün führt, residiert heute im Dorfe Kotschanis in den Bergen 
nördlich von Mossul, wo er die geistliche Herrschaft flber seine 
unter faktisch freien Häuptlingen (Melek's) stehende Herde auaflbt. 
Bis in die sechziger Jahre war er von der Pforte nicht anerkannt; 
neuere Nachrichten fehlen hierQber. Bei etwaigen Differenzen mit 
der Begientng dürfte sich der gregorianische Patriarch in Constan- 
tinopel für ihn verwenden. 

IV. Die jödisohen Rayahs (Yahndi milleti oder 
Uilleti miiseTie). 

Das in dritter Linie nach den Orthodoxen nnd Armeniern in 
Beti-actit kommende, denselben jedoch an Zahl wie Bedeutung weit 
nachstehende MiUet ist dasjenige der Israeliten. Es setzt eich nur 
zum kleinsten Teile aus den seit alter Zeit in Palästina und Baby- 
lonien verbliebenen Juden zusammen; die Hauptmasse wanderte seit 
dem 15. Jahrhundert aus Spanien (die noch heute einen spanischen 
Dialelct sprechenden Sephardim) und aus Polen (die jQdisch-deutsch 
redenden Äschkenazim) ein und verbreitete sich Ober die grosseren 
Städte, namentlich der Balkanhalbinsel. Die zahlreichsten Gemeinden 
sind diejenigen von Conatantinopel und Salonik, in welcher letzteren 
Stadt sie den Hauptteil der Bevölkerung bilden. 

Nach ihrer im Jahre 1865 gesetzlich ger^elten Organisation ist 
ihr geistliches Oberhaupt, der Oberrabbiner (Chacham baschi) in 
Conatantinopel , mit der Anrede „Eminenz", auch politisch der Vor- 
gesetzte sämtlicher jüdischen Rayahs in der Türkei; er muas das 
türkische Indigenat besitzen. Gewählt wird er durch den grossen 
VoIkskonseU, worauf die Pforte ihn bestätigt. Seine Wahl erfolgt auf 
Lebenszeit, doch muss er nach vollendetem siebzigstem Jahre zurück- 
treten, falls er nicht noch die zur ErfoDimg seiner Amtspflichten 
erforderlichen körperlichen und geistigen Ki-ätte besitzt. Er vertritt sein 
Millet der Pforte gegenüber; er verteilt die Geschäfte an die beiden 
ständigen Eonseils und wacht über die Ausführung der Beschlösse 
derselben. Eventuell ist er befugt, eine Revision der letzteren herbei- 
zuführen; jede weitere Ingerenz ist ihm untersagt. Seine Absetzung 
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wird, wenn erforderlich, von dem vereinigtea geistlichen und welt- 
lichen Konseil bewirkt, indem er, nach vorgängiger Benachrichtigung 
der Pforte, zur Abdankung gezwungen wird. 

Der grosse Volkskonseil besteht aus 60 Laien, Abgeord- 
neten der Bevfilkerung der Hauptstadt, und 20 Babbinem und er- 
gänzt sich zum Zwecke der Wahl des Oberrabbinei-s durch 40 Vei^ 
treter der jadisclien Gemeinden von Adrianopel, Brussa, Salonik, 
B^dad, Kairo und Jenisalem. Ausser der Wahl des Oberrabbiners 
liegt dem grossen Volkakonseil die von der Pforte zu bestätigende 
Wahl der Hitglieder des geistlichen und des weltlichen Konseils 
ans seiner Mitte ob. 

Der geistliche Kooseil wird von sieben Rabbinern gebildet 
und bat fOr die Bewahrung der Glaubenslehren und [Qr die Biten, 
sowie för die Überwachung der Prediger und die Bescliatfung von 
Unterrichtsmitteln für die Schulen Sorge ku tragen. Es ist unzu- 
lässig, Beschlilsse gegen die Ansicht des Vorsitzenden zu fassen. 
Das Recht, die Exkommunikation (Cherem) zu verhängen, steht nur 
dem Oberrabiner, dem Voi-sitzenden des geistlichen Konseils nnd 
seinen beiden Adjunkten zu. 

Der weltliche oder Laien-KonsetI besteht aus neun 
Laien und hat die weltlichen Angelegenheiten des Millet, nament- 
lich dessen Kasse, zu leiten. 

Die Jurisdiktion in Status- und besonders in Ehesachen wird 
»om Rabbiner-Konseil in ähnlichem Umfange wie vom griechischen 
Patriarchate ausgeübt; eine Berufung an die türkischen Tribunale 
kommt, infolge des strengen Exkommunikationsrechtes, mit welchem 
jeder Ungehorsam geahndet wird, wohl nie vor. 

Im Einzelnen fällt die Regelung der testamentarischen Erb- 
folge in MobUien in die Kompetenz des Rabbinatsgerichts. Voraus- 
setzung jedoch ist, dass das Testament in der vom mosaisch- 
rabbinischen Recht vorgeschriebenen Form errichtet, d. h. vor allem 
VüQ zwei Rabbinern als Testaraentszeugen unterfertigt wurde. In 
Inles taterb fällen ist nach der rechtlichen Theorie das ottomanische 
Recht massgebend und sind die Scheriatgerichte zuständig. Doch 
lassen in der Praxis die Juden ihre Ei'bschaftssacheii immer nach 
mosaischem Rechte ordnen. 

Da die Anwendung der oben erwähnten Organisation sich 
jedoch auf die Hauptstadt Constantinopel beschränkt, war man in 
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der Provioz auf die HerbeifOhrung eigener Regelung der Verhält- 
nisee angewiesen. In Salonik, wo die grosse Zahl der jQdischeii 
EinvrohnGr dies Ijßsonders dringend erheischte, sind in Nachblldang 
der beschriebenen Einrichtungen folgende hierarchische Instanzen 
geschaffen worden. 

An der Spitze steht ein Oberrabbiner, der aber dem Chacbam 
baachi zu Constantinopel untergeordnet ist und als dessen Yertreter 
angesehen werden kann. 

Der Ober-Rabbiner ernennt vier Rabbiner, welche den geist- 
lichen Konaeil bilden und die vorkommenden E^lle des Familien- 
und Erbrechtes entscheiden. Daneben besteht ein Laienkonseil 
von neun Mitgliedern ans der Zahl der tflrkisclien Rayahs, welcheni 
die Leitung der weltlichen Beziehungen zur lÄndesohrigkeit, also 
namentlich der Steuer-, sowie aller Kassensachen der Rayahkörper- 
achaft zusteht. Die Mitglieder des Laienkonseils werden gewählt 
durch eine Versammlung von siebenzig Notal>eln, deren Wahl selbst 
wieder aus einer Abstimmung sämtlicber Steuerzahler hervoi^ht. 

Mit Rücksicht auf die zahlreichen jOdisclien Einwohner nicht- 
türkischer Staatsangehörigkeit ist ferner noch ein Gemeinde- 
konseil von zwölf Mitgliedern ohne Unterschied der Unterthanen- 
schaft ins Leben genifen worden, der ebenfalls aus der allgemeinen 
Ahstimraung der fßr die Gemeinde Beiträge steuernden Israeliten 
hervorgeht Obwohl derselbe den Landesbehörden gegenüber keinen 
offiziellen Charakter besitzt, ist er doch mit der Verwaltung der 
Gemeindeangelegenheiten betraut, namentlicli beaufsichtigt er die 
Thätigkeit des laienkonseils, sowie im allgemeinen alle jüdischen 
frommen Stiftungen, Schulen und Hospitäler. 

Die in der Mitte des achten Jahrhunderts in Babylonien ge- 
gründete jüdische Secte der Karaiten, welche den Talmud ver- 
werfen und nur den Buchstaben des Penfateuchs anerkennen, genoss 
einst eine besondere Gemeindevertassung verschwand aber später 
grösstenteils aus der Türkei. Erst in neuester Zeit zeigen sich 
ihre Anhänger in Constantinopel wieder rühriger. Nachdem Sultan 
Abdul Medsoliid 1840 ihrem Oberhaupt die Erlaubnis zur An- 
fertigung eines l>e80nderen amtlichen Siegels erteilt hatte, erkannte 
ein Trade Sultan Abdul Hamids vom 12. August 1316 = 25. August 
1900 ihr Oberhaupt als selbstÄndiges Dschemaat baschi für Con- 
stantinopel und die Provinzen ausdrücklich an und räumte ihm die 
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gleiche Stellung wie den Obrigen ruesu ruhanie ein; die Führung 
des amtlichen Siegels zu VerwaltuDgsan gelegen hei ten, sowie zur 
Beurkundung von Sachen des Familien- und Statusrechtes wurde 
ihm dabei besonders bestätigt. 

In den grCsseren StOdteu und namentlich in Salooik lebt ferner, 
ebentalls in eigener Organisation, eine kleinere Anzahl von Nach- 
kommen spanischer Juden, welche von den Türken DOnme's oder 
Meemins {Konvertiten) genannt werden. Sie bekennen zwar äiisser- 
licb den Islam, gehen jedoch mit den übrigen Muhammedanern 
keine Ehen ein und huldigen, naoh glaubwürdigen Mitteilungen, 
im Geheimen ihrem besonderen Eultus. Sie dürfen daher ebenso- 
wenig den Muhammedanern als den rechtgläubigen Juden zugezahlt 
werden. Bei ihrer Stiggtlichen Vermeidung alles dessen, was den 
■wahren Charakter ihres Glaubens verraten würde, ist es schwer, 
denselben zu erkennen. Vielleicht wirft ihre innere Uneinigkeit 
ein Licht darauf, Da sie nämlich in drei Sekten zerfallen (die so- 
genannten Berberi's, Trasctii's und Terpuschi's), welche sich gegen- 
seitig in gleichem Masse verabscheuen und verfolgen, wie sie die 
orthodoxen Juden verketzern und von diesen verketzert werden, 
ist wohl anzunehmen, dass die Dönme's von solchen Juden ab- 
stammen, für die sich die israelitische Meseiasidee in Ihren ver- 
schiedenen Sekten Stiftern verwirklicht hat In der That knüpft 
sich die Entstehung der grilssten der drei Dönrae-Geraeinden an 
die Person des Sabatliai Sevi, welcher im Jahre 1666 als Messias 
auftrat, Bjiäter aber dem ihm angedrohten Tode durch den Pfahl 
entging, indem er den Islam annahm. 

Erwähnt seien femer die Samaritaner (arabisch samire), 
der letzte, dem Aussterben nahe Überrest der Samariter der Bibel, 
in Nabnhis iSichem). In den alten muhammedanischen Scheriat- 
bOchem werden sie, neben den Christen und Juden, ausdrücklich 
als Kitabi's (V&lker mit einer geschriebenen Offenbarung) anerkannt, 
weshalb ihnen der Schutz der Zimmi's zugesprochen wird. Nach 
altem Herkommen werden sie von der türkischen Regierung ge- 
duldet; ihre Vorsteher wurden wohl nie durch besonderen Akt an- 
erkannt. 

Schliesslich sei noch beigefügt, dass im Koran unter den Kitabi's 
die religiöse Gemeinschaft der Sabier aufgeführt wird. Unter diesem 
Ifamen finden die in der Zahl von einigen tausend Mitgliedern ver- 
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echiedene OrtGcbaften SOdbabjloniens bewohnenden tmd einen comini' 
pierten cliald&iBcb-anunäi sehen Dialekt sprechenden MandSer oder 
Sobba'8 bis auf den heutigen Tag die Duldung der türkischen 
Regierung. Da in ihrem Ritus die Taufe eine hervorragende Rolle 
spielt, glaubten die katholischen Missionare des 17. Jahrhnndei-ts, 
in ihnen die aus der al tch riet) ich en Kirchengeschichte bekannten 
Johannes-Christen oder Hemerobaptisten wiedergefunden zu 
haben. Ihr Glanbe ist aber ein so wunderbares Gemisch von alt- 
babyloniscliem Gestimdienst, Farsismus, ManichSismus lud jfldisch- 
christlicher Onosis mit direkt Juden- und christenfeindlicher Tendenz, 
das8 diese Identificierung als ein Irrtum betrachtet werden muss. 

T. Die protestantischen Ra^ahs (Frotestan 

dschemaati). 

Die wenig zahlreichen protestantischen Rayahs sind fast süait- 
lich gregorianische Armenier, die von englischen und amerikanischen 
Missionaren zum Protestantismus bekehrt worden sind; seit einigen 
Jahrzehnten treten in Syrien und Palästina auch orthodoxe Christen 
zum Protestantismus Aber. Um sie vor den Verfolgungen des 
armenischen Patriarchats zu schützen, stellte sie die Pforte 1845 
auf die Vorstellungen des englischen Botschafters unter den Schutz 
des Ihtisab Agbasy, d. h. des Polizei -Ministers. Seit 1850 wurden 
die Protestanten als Gemeinde anerkannt, indem sie, wie die 
lateinischen Rayalis, einen Vekil (Vertreter) erhielten, der unter 
der Aufsicht des Polizei-Ministers die Matrikel der Gemeinde- 
angehOrigen führte. 

Ein neues Reglement wurde im Jahre 1878 den Protestanten 
von der Pforte octroyiert, wonach ein durch Grossherrlichwi Firmau 
eingesetzter Vekil die Protestanten in Constantinopel bei der Pforte 
zu vertreten hat, wflhrend die Gemeinden in der Provinz den 
LokalbehOrden unterstehen. Es liegt darin eine Benachteiligung 
der Protestanten gegenüber den übrigen Millets, denn eine eigent- 
liche Millet-Organisation ist ihnen nicht bewilligt, die protestantischen 
Rayahs dnd vielmehr in eine Reihe lokaler Gemeinden zertrennt 
Die Protestanten empfanden ihre Lage, die mehr einer Duldung 
als einer staatlichen Anerkennung gleiclikam, um so mehr, als sie 
keine Vertretung in den administrativen Eonseils der Provinzen 
besitzen. Die englische Botacliaft forderte daher 1880 von der 
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Pforte die alsbaldige Aufstellung einer den Wflnschen der ,Jfation" 
entspreclienden neuen Verfassung und legte in Verbindung mit dem 
ConstftDtinopeler Vekil einen Entwurf vor, velcher einen Prfieidenten 
des Millets unter Normierung von dessen Wahlmodus und Zust&n- 
BtAndigkeit, ebenso einen General konseil der Nation und Provinzial- 
konseils beantragt und Elherecht, Schul- und Begr&bniswesen, sowie 
die Matrikelführung regelt. Der Entwurf wurde jedoch nicht an- 
genommen. Ein organisches Statut ist bis heute noch nicht erlassen. 

Da die protestantischen Bayahs ünterthanen des Sultans sind, 
so hat sich England, wie hieraus ersichUich, aus übrigens erklär- 
lichen QrQnden, bei seiner Verwendung fQr dieselben auf den näm- 
lichen Standpunkt gestellt, den Kussland seit 1856 in der Präge 
der Oi-thodoxea einnimmt 

Alle Qbrigen, aus Europa und Amerika eingewanderten Pro- 
testanten mit ihren Institutionen, auch das englische Bistum in Jerusalem, 
sind dem türkischen Staatsrechte fremd; sie unterstehen, wie die 
russische Enklave, nur dem Rechte der Mutterstaaten. Die türkische 
Begierung kommt hierbei blos in Fragen des Immobiliarrechtes Eur 
Geltung und übt bei NeiigrQnduog von Kircheu, Schulen und anderen 
Wohlthätigkeitsanstsiteii ein Erlaubnisrecht aus; ausserdem bean- 
sprucht sie die Aufsicht über die im Beiche bestehenden Schulen. 
Auch fremde Wohlthätigkeitsanstalten, Spitäler und ähnliche Ein- 
richtungen geniessen Zollfreiheit. 

VI. Die mit Born anierten orientalischen Kirchen. 

Das ganze Mittelalter hindurch und bis in die neueste Zeit 
hat die Kurie es nicht an Bemühungen fehlen lassen, die Union 
der schismatischen Kirchen des Orients herbeizuführen. Diesen 
ebenso nachdrücklichen wie konstanten Anstrengungen ist es ge- 
lungen, ein gesamtes Millet, die Uaroniten, und bedeutende Teile 
der Angehörigen der Übrigen Kirchen zur Anerkennung des 
päpstlichen Primates zu bringen. In der That ist letzterer Punkt, 
wie er die Hauptursache des Schismas war, noch beute das am 
meisten erstrebte Ziel der Kurie. Den mit Born unierten Orientalen 
wurden ihr Bitus und ihre innere Selbstverwaltung belassen, die 
abweichenden Dogmen wurden nachsichtig behandelt; die Aner- 
kennung des Papstes als Oberhirten war und ist der hauptsäch- 
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lichBto Ausdruck der Union. Weitergehenden AnBprüohen, wie sie 
sich in Pius' IX. Bulle „EeversuruB" zeigten, und die aiif E5n- 
miBchung in die Verwaltung der Kirclien und Latinisiening des 
Ritus abzielten, wurde von den Orientalen stets zäiier Widerstand 
entgegengesetzt, Leo XIII. hat daher nach Abscliluss der rOmischen 
Patriarchalkonferenzen, zum Zwecke der ErmCglichnng der von 
ihm ersehnten allgemeinen Union, am 30. November 1894 ein 
apostolisches Sendschreiben de discipllna Orientaliiim eonservanda 
et tuenda („Orientalium dignitas Ekjclesiarum") erlassen, worin jede 
Antastung der Privilegien der orientalischen Kirchen perhorresdert 
wird. Der Erfolg dieser weisen Politik zeigte sich alsbald, da im 
unmittelbaren Anschluss daran die Union eines grossen Teiles der 
Kopten Egyptens gelang, für welciie im Jahre 1895 ein neues 
römisch-uniertes Patriarchat in Alexandrien errichtet wurde. 

Die armenisch-katholische Kirche (Ermeni katulik 
milleti), die mit der Gründung der Mechitaristen ihren Anfang 
nahm und sich später hauptsächlich durch die Missionsbestrebungen 
der Jesuiten vergrSsserte, hat bis in dieses Jahrluindert eine lange 
Leidensgeschichte zu verzeiclmen; gegen die Verfolguugen des 
armenisch-gregorianischen Patriarchats war sie oft in der Lage, die 
Intervention des kaiserlichen Internuntius und später ausschliesslich 
des französischen Botschafters zu Constantinopel anzurufen. Hervor- 
zuheben ist die bei diesen Streitigkeiten zu Tage tretende Anfitissung 
der Pforte, wonach es den Christen ebenso wenig wie den Muham- 
medanern gestattet war, durch Übertritt von einem Millet in das 
andere, ihre bftrgerliclie Stellung und dadurch mittelbar ihr Ver- 
hältnis zur türkischen Regierung zu ändern. 

Die letzten grSsseren Kämpfe der armenisch-katholischen Kirche 
waren hervorgerufen durch die obengenannte Bulle „Reversunis'' 
des Papstes Pius IX., in Folge deren sich dieses Millet in zwei 
Teile, die „Hassunisten" (nach dem auf der römischen Seite stehenden 
Patriarchen Hassun) und die „Antihassunisten" spaltete. Der Friede 
wurde unter Mitwirkung der französischen Botscliaft wieder an- 
gebahnt, als Hassun seitens der Pforte durch ein Berat vom 
Jahre 1879 anerkannt wurde. Dies Berat enthält gleichzeitig die 
Bestimmungen über die Organisation des armenisch- katholischen 
Killets. Hiemach ist der Patriarch zu Constantinopel das Ober- 
liaupt der armenischen Rayahs katholischen Glaubens; er führt 
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ausser dem Patriarchentitel den eineB Eatholikos von CUicien. Seine 
Ernennung ist auf Lebenszeit gültig; absetzbar ist er nur wegen Ver- 
letzung der Staatsgesetze oder der kanonischea Gesetze seines Uillets. 
Die ihm zukommenden Privilegien entsprechen denjenigen der Ober- 
häupter der Orthodoxen und Oregorianer. Mit Rücksicht auf die in 
der Geschichte des Millets häufig eingetretene fremde Ingerenz enthält 
das gedachte Berat jedoch noch einige Punkte, in denen, wie in einer 
Art Konkordat, die staatliche Anerkennung des Patriarchen von ge- 
-wissen Bedingungen abhängig gemacht vrivi. Namentlich gehört dazu, 
dass in allen Angelegenheiten, welche das Verhältnis des Patriarchates 
zur Pforte betreffen, die Intervention anderer Staaten ausgeschlossen 
ist. Die Bischöfe und Priester, die sämtlich tiirliische üntertliancn 
sein müssen, werden nach dem alten armenischen Brauche gewählt 
und von der Pforte bealätigt; der Patriarch selbst ist aus der Zalil 
der Bischöfe oder Erzbiachßfe zu wählen und darf ohne Genelimigimg 
eeitens der Pforte sein Amt nicht antreten. Faktisch übt die Kurie 
durch die ihr ergebenen Bischöfe den weitestgehenden Einfluss ans. 
Der Patriarch hat zur Verwaltung der kirchlichen Angelegen- 
heiten einen „Conseil patriarcal ecclösiastiiiue" und einen „Conseil 
eccl^iastique canonicoliturgiijue" und für die weltlichen Angelegen- 
heiten einen „Conseil adrainistratif lalque", der aus zwölf Laien be- 
steht zur Seite; die ricliterlichen Geschäfte wenlen von einem 
„Conseil judiciare" versehen. Die katholischen Armenier erben, 
wie die Gregorianer, nach türkischem Recht. 

Der Patriarch der katholischen Armenier besorgt \m der Pfoite 
gleichzeitig die Geschäfte der übrigen unierten katholischen Kirchen. 
Frohere Versuche dieser Glaubensgenossenschaften, eigene Vertreter 
bei der Pforte zn beatelleu, sind an der Weigerung der letzteren, 
dieselben anzuerkennen, gescheitoi-f. Hierauf fussend, hat der kürz- 
lich verstorbene ehrgeizige armenisch-katholische Patiiarch Azarian 
im Jahre J892 die Frage der Errichtung eines katholischen General- 
patriarchates in Constantinopel angeregt. Zu dieser Frage liat sich 
die Kurie ablehnend dahin geäussert, dass in Folge der älteren 
Verein barimgen zwischen dem päpstlichen Stuhle und den orienta- 
lischen Patriarchaten, durch welche den letzteren die Erhaltung 
ihrer Privilegien, ihrer selbständigen Existenz und ihrer unmittel- 
baren Dnterstellung unter den Papst feierlich garantiert ist, die 
Errichtung eines solchen Generalpatriarchatea einen Vertragsbnich 
von Seiten der Kurie bilden würde. 
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Übrigens existieren zwischen den orientalischen Patriarchen 
und dem Papste doch Mittler in den weiter unten zu erwähnen- 
den apostolischen Delegierten (Delegnfe apostoliques pour lee rites 
orientaux), allerdings nur in spiritualibus. 

Die übrigen unierten Patriarchen treten an Bedeutung 
hinter dem armenisch-katholischen zurQck. 

Das älteste unierte orientalische Patriarchat ist dasjenige der 
Maroniten, das durch Papst Alexander IV, im Jahre 1254 mit 
dem Titel „Patriarchatus Maronitarum Antiochenus" anerkannt wurde, 
nachdem die Maroniten schon 1182 zu Rom hingeneigt hatten; eine 
engere Union trat um 1500, volle Unterwerfung unter Rom 1600 
ein. Der alte Ritus und die Autonomie ist den Maroniten gewahrt 
worden. Die Wahl des Patriarchen, der in Bberki im Libanon 
residiert, wird von einem aus zwölf maronitischen BischOfen be- 
stehenden Wahlkapitel vorgenommen und vom Papste bestätigt 
Eine Ernennung seitens der Pforte durch Berat erfolgt nicht, wes- 
halb die maronitischen Bischöfe in Syrien von den türkischen 
Lükalbehörden liäuflg angefochten werden. 

Das melkitische Patriarchat von Antiochien besteht 
unter Rom seit 1686, als der dortige melkitische (griechisch-ortho- 
doxe) Patriarch sich der römischen Kurie unterwarf und ein Teil 
seiner Untergebenen ihm hierin folgte. Der Patriarch, der in 
Damaskus residiert, lässt gleichzeitig die nicht mehr besetzten 
Patiiarchate von Alexandrien und Jerusalem durch Vikare verwalten. 
Er wird von Rom bestätigt und erhält sein Berat von der Pforte. 
In jüngster Zeit machten die Streitigkeiten des melkitischen Klerus 
ein weiteres Eingreifen der Kurie nötliig, die IdOl zu Ain Traz 
im Libanon zu deren Begleichung eine Kommission einsetzte. 

Das syrische Patriarchat von Antiochien datiert vom 
Jahre 1781, in welchem der Bisehof der seit dem Jahre 1.546 
unierten Jaeobitengemeinde zu Aleppo, Ignatius Michael Qiarve, von 
einem Teil auch der bisher nicht-unierten Jacobiten zum Patriarchen 
ernannt wurde imd an den Papst die Bitte um Bestätigung der Wahl 
richtete. Der Patriarch, dessen Residenz Mardin ist, wird von 
seinen Bischöfen gewählt und unterliegt der Bestätigung des Papstes 
und der Ernennung durch Berat des Sultans. 

Das chaldäische Patriarchat von Babylon umfasat seit 
1681 einen Teil der Nestorianer. Der Patriarch wird von den 
Bischöfen erwählt, auegenommen, wenn der Papst einen dem 
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früheren Patriarchen anf den Vorschlag der Propaganda mit dem 
Rechte der Succession beigegebenen Coadjutor eroennt, oder wenn 
der Vorgänger reeigniert, in welchem Falle der Papst ebenfalls 
das Besetzungsrecht hat. Seit 1843 erfolgt eine Anerkennung des 
Patriarchen, der jetzt in Mosul seinen Sitz hat, durch die Pforte. 
In frischer Erinnerung sind die Umst&nde bei der Wahl des gegen- 
wärtigen Patriarchen, deren bei Gelegenheit der Darstellung der 
fninz&siscben Flotteudemonstration von Mytilene gedacht werden soll. 

Das koptische Patriarchat in Alexandiien ist durch 
das „Motu proprio" vom 26, November 1895 errichtet worden. 
Die zum Ankaufe und Bau der neuen katholischen Kirchen und 
Schulen erforderlichen Mittel wurden zum Theil vom Kaiser von 
Österreich beetritten, der auf Grund alten Herkommens das Protek- 
torat Aber die katliolischen Kopten Egyptens ausübt 

Zu erwähnen sind noch die unierten Bulgaren, welche, wie 
die Melkiten, die griechisch-orthodoxe Liturgie beibehalten haben, 
sich aber des Bulgarischen als Kirchen spräche bedienen. Im un- 
mittelbaren Pfortengebiete unterstehen sie in den DiOcesen Salonik 
und Adrianopel der Leitung apostolischer Vikare und in Constan- 
tinopel derjenigen eines Administrators. 

Die Angehörigen der aiifgefflhrtenPatriarchate, die sich im Sprengel 
von Constantinopel niederlassen, sind, mit einziger Ausnahme der 
uaierten Armenier, dem dortigen apostolischen Delegierten unterstellt. 

Diese orientalischen Patriarchate charakterisieren sich als 
Staatskirchen, wie ihre Angehörigen türkische Untertlianen sind. 
Die Patriarehen und BischSfe dieser Millets sind türkische Beamte; 
sie üben einen Teil der tdrkischen Civil Jurisdiktion aus, und an 
einzelnen Orten erhalten sie erhebliche Subventionen oder Rationen 
aus Staatsmitteln, wälirend ihnen anderswo das Recht der Steuer- 
einziehung von ihren GemeindeangehCrigen staatlichersei t£ über- 
tragen ist Demgemäss sind die römisch- unierten Kirchen wie die 
Übrigen Millets zum integrierenden Bestandteile der Türkei geworden. 
Die Pforte beansprucht daher das Recht, den Rayahs die Ausübung 
der ihnen zustehenden selbständigen Administration und Jurisdiktion 
nur unter einer gewissen staatlichen Kontrolle zu gestatten; die 
türkische Regierung sucht sogar, behufs Vermeidung der ihr durch 
die kirchliche Autonomie drohenden Gefahr, neuerdings diese 
religiöse Organisation der Rayahs nach und nach zu lockern, um sie 
später durch den blossen allgemeinen Unterthanenverband zu ersetzen. 
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Vn. Die lateinische Kirche. 

1. Fremde Katholiken und die lateinischen Unterthanen der 

Pforte (Latin rayahsi). 

Wenn das alte miihammedanisclie Scheriat-Recht schon den 
Zimini's, d. h. denjenigen Cliristen, welche Unterthanen der Cha- 
liten waren, so wenig Bc-achtiing sclienkte, dass ihnen ihre eigene 
Autonomie überlassen blieb, so ist es nicht zu yerwundero, dass 
es sich lim die fremden, als „Musteraine" den „Dar iil-islam" be- 
wohnenden Christen noch weniger kümmerte. lo der That waren 
nur ganz vereinzeile, sie betreffende Reclitafälle gesetzlich normiert, 
wie der von ihnen verübte Mord eines Muharamedaners, die Ehe 
des Fremden mit einer Zimmie oder sein Übertritt zum Islam und 
der eventuell darauf wieder folgende AbMl. Jede Gefahr, die in 
{lieser Sonderstellung liegen konnte, schien ausgeschlossen in ^olge 
der zeitlichen Beschränkung des Aufenthalte der Fremden, welcher 
vier Monate nicht übersteigen sollte, nach Ablauf eines Jahres aber 
das Zimmiverhältnis zur Folge hatte. 

Der Fremde war also in seiner ganzen fibrigen rechtlichen 
Stellung eximiert und lebte nach seinem eigenen aus der Heimat 
mitgebrachten RecJite. Diese Auffassung der Personalität des Rechtes, 
im Gegensatz zur Territorialität, ist es, welche von der osmani- 
schen Türkei übernommen, die eigentümlichen Verliältnisse der 
den Orient aufsuchenden europäischen Kaufleute, Pilger und Geist- 
lichen bedingte, und die bis zur Jetztzeit in der fremden Konsular- 
jurisdiktion ihren Ausdruck findet. 

Die Lage dieser vereinzelten Abendländer war meist eine sehr 
schwierige. In dem fast unausgesetzten Ringen um ihre Existenz 
fanden jedoch die europäischen Katholiken — denn die erst sehr 
spät im Orient erscheinenden Protestanten haben auf die Bildung 
des Fremdenrechia keinerlei Binfliiss ausgeübt — den stärksten 
Halt an ihrer Kirche, wie ja auch die Rayah-Millets ihrer kirch- 
lichen Organisation ihre Erhaltung verdanken. Die Stellung der latei- 
nisciien Kirche war freilich eine andere, als die der einheimischen 
christlichen Körperschaften, "Während es den kriegerischen Oa- 
manen gelang, die orientalische Christenheit in das vom Islam ver- 
langte Unterwürfigkeitsvertiältnis zu zwingen, scheiterten alle ihre 
■weiteren Anstrengungen am tapferen "Widerstände der abend- 
ländischen Cliristenheit, Mit den mächtigen christlichen Reichen 
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muBsten, um einen modus vivendi zu fin<Ien, wenigstens provi- 
Borische Abkommen geschlossea werden. Diese Vertrfige mit den 
katlioliscben Staaten aber, die den Beziehungen der rOmiachen 
Kirche zum Orient schon um der hellifen Stätten willen Rechnung 
tragen, lieesen die rCmische Kirche wie eine fremde Macht erscheinen, 
aiii welche nicht die ottomanischen Gesetze, sondern die Bestimm- 
ungen des VSUferrechts Anwendung finden ; es tritt hierin der seliarfe 
Gegensatz zu den Zimmibirchen zu Tage, welclie als Regierungs- 
anstalten des tQrkischen Reiches gelten können. Der Charakter der 
rTimiachen Geistlichkeit trug dazu l>ei , ihre Eirche auch bei den 
Uuhammedanern in Respekt zu bringen, nnd die Stellung der Kirche 
wirkte wieder vorteilhaft auf die Verh&ltniase ihrer Angehörigen. 

Die Zahl der Letzteren war in stetem Wachsen. Im Laufe 
der Zeiten hatten sich kleine Gemeinden der ursprDnglich occiden- 
talischen Zimmi's gebildet, welche unter dem Namen „Latin rayahsi'' 
(lateinische Pfortenunterthanen) Aufnahme in das türkische Staats- 
recht fanden. An sie schlössen sich die ehemals oft wechselnden 
Eleo^nte der fremden Kaufleute an. Auch als die spateren Ver- 
trage die zeitliche Aufenthaltsbeschränkung der Mustern ine auf- 
hoben, und dadurch für die sich neuansiedelnden Europäer das 
Zimmi-Verhaltnis ausgeschlossen wurde, blieben die sich stark ver- 
mehrenden un<l nun dauernd im Orient domicilierten Abendländer 
in inniger Verbindung mit den lateinischen Bayahs, mit denen sie 
ausser der gleichen Kirchenan gehörigkeit, gemeinsamer fremder 
Ursprung und in den meisten Fällen der Gebrauch der romanischen 
Sprachen verbanden. Für beide Teile, für die katholischen Zimmi- 
gemetnden wie för die zugewanderten Fremden, kam daher, wie sie in 
kirchlicher Beziehung unter der Bezeichnung „Lateiner" zusammen' 
gofasst werden, auch ein einheitlicher sozialer Name, derjenige der 
,,Le vantiner" auf. Alle Levantiner haben der römischen Kirche 
für den von ihr gebotenen Schutz durch eifrige Dienste oft ihren 
Dank abgestattet; die überzeugte und opferwillige Anhänglichkeit 
an die Eune ist einer der hervorragendsten Züge des in den 
grösseren Städten zu einflussreiehen Gemeinden sich ausbildenden 
levantini sehen Elements. 

Die bedeutendste Gruppe der Levantiner bildet die frühere 
genuesische Kolonie von Galata, welcher der Sultan Mehmed Fatih 
bei der Eroberung von Constantinopel 1453 in einer besonderen 
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Kapitulation zwar die ÄiiBÜbung ihres Kultus und ihre Selbst- 
verwaltung mit manchen Privilegiea gewälirleistete, die aber doch 
als Rayah die türkische Herrschaft anerkenoen mussten. Heute 
unterstehen die Lateiner Constantinopels, denen sich die 
lateinischen Eayahs von Smyrna, Adrianopel, Brussa und Ghios 
anschliessen, der Civilgewalt eines Vekils, des Cliefs der „lateinischen 
Kanzlei" oder, wie er sich selbst in Erinnerung vergangener Zeiten 
nennt, des „Consul des Latins". Derselbe wird von der Pforte 
ernannt, der er in jQngslec Zeit n&lier unterstellt worden ist Er 
bezieht zwar keine Besoldung, hat aber das Kecht zur Erhebung 
von Sportein bei Ausübung der ihm zustehenden freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit und bei Ausstellung von Status rechtlichen Zeugnissen, 
die sich materiell auf Urkunden des apostolischen Patrian^halvikars 
stützen. Ihm liegt die Sorge für die Entrichtung der Steuern 
und die Erteilung von Ilmuhabei-s (Certifikaten) für Pässe und 
Iramobiliargeschäfte ob. In Brussa, Smyraa und Chios, wo die 
Lateiner durch Zahl und Mittel reich genug sind, um einen Beamten 
zu ernähren, unterhält er Bepr&sen tauten. In demselben Masse, 
wie seine Befug'nisse immer mehr geschmälert werden, ist das 
von den Lateinern früher befolgte altgeiiuesische oder kanonische 
materielle Recht vor dem türkischen im Weichen begriffen. Die 
in der Theorie von der bürgerlichen Gewalt streng geschiedene 
geistliche Gewalt steht den rOmischen Bischöfen zu, die auch die 
Wohltliätigkeitsanstalten der Lateiner vei'waHen. 

Zwar nicht zu den Levantiuern, wohl aber zu den Lateinern 
werden ferner einige Gruppen von Katholiken gerechnet, welche 
ebenfalls durch Eroberung der von ihnen bewohnten Landstriche 
seitens der türkischen Sultane letzteren gegenüber in das Bayah- 
verhältnis gerieten; es sind dies die sogenannten Aleppiner, die 
katholischen Albanesen und die Katholiken Palästinas, während die 
früher noch dazu gezählten katholischen Kroaten und Bosnier jetzt 
nicht mehr unter der direkten Herrschaft der Pforte stehen. 

Die der lateinischen Liturgie folgenden Katholiken AleppoB, 
welche man meist kura als „Aleppiner" bezeichnet, sind arabisch 
sprechende Eingeborene und bilden eine Gemeinde, deren Auf- 
zeichnungen bis in den Anfang des 16. Jahrhunderts, in die Epoche 
der türkischen Erobenmg Syriens, zurückreichen, deren Ui-sprung 
jedoch wahrscheinlich aus der Zeit der Ereuzzüge stammt. Heute 
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in Aleppo noch etwa 500 Seelen stark, und sonst nur in einigen 
grossen St&dten des Orients vereinzelt vorkommend, stehen sie 
unter der Seelsorge der in Aleppo im 13. Jahrhundert begründeten 
Franciskaner- Mission und unter der geistlichen Jurisdiktion des 
apostolischen Vikars für Syrien in Beirut. In Co ns tantin opel haben 
sie keinen eigenen Vertreter; in Beziehung auf Familien- und Erb- 
recht sind die türkischen Gesetze massgebend. 

Während die bisher behandelten Gnippen der Lateiner unter 
einer landesfremden Hierarchie stehen, die mit der tArkischen 
Obrigkeit keine direkte Verbindung unterhält, nehmen die Katho- 
liken Albaniens eine Sonderstellung ein. Diese, schon im 14. 
Jahrhundert von Sultan Murad I. unterworfen und von den Türken 
unter der Bezeichnung „Latin Milleti" ausdrQcklich als Uillet 
anerkannt, zälilen heute mehr als hunderttausend Seelen und bilden 
die Dißcesen des Erzbistums Scufari mit den Bistümern Pulati, 
Sapa Tind Alessio als SufTraganen, ferner des Ersbistums Scopia 
(Gsküb), des Erzbistums Durazzo und der Abtei nullius (d. h. der 
exjmierten Abtei) St. Alexander der Mirditen. Die drei ErzhischQfe 
und der Abt von St. Alexander hängen direkt vom römischen Stuhle 
ab imd stehen in keinem Unterordnungsverhältnisse zum apostolischen 
Delegirten in Constantinopel. In der Wahl der ErzbischCfe und 
Bischöfe ist der Heilige Stuhl unbeschi'änkt, da die türkische Re- 
gierung nie die Forderung aufgestellt bat, dass sie dem türkischen 
ünterthanen verbände entnommen werden; man findet daher neben 
einheimischen Albanesen auch Abendländer, namentlich Österreicher, 
Deutsche und Italiener in diesen War<len. Für die von der Kurie 
ernannten Bisch&fe und Erzbischöfe erwirkt die Osterreichisch- 
imgarische Kegiei'ung kraft des ihr vertragsmässig zukommenden 
Schiitzrechtes das Bestall ungs- Berat bei der Pforte. Der Qbrigo 
Säkular-Elerus besteht heute fast durchgehend aus Einheimischen; 
der Regular-Elerus, vertreten durch die Franciskaner, welche in 
Albanien zahlieiche Pfarreien gegiündet haben, rekrutierte sich 
früher vorwiegend aus Fremden, bis vor zwanzig Jahren in Albanien 
Ordensseminarien errichtet wurden, deren einheimische Zöglinge 
jetzt die Mehrzahl der Geistlichen ausmachen. Zwar hat der liohe 
albanische Klerus nicht, wie derjenige der übrigen Millets, als 
ruesai milel, Sitz und Stimme in den Provinzial-Konseils; da jedoch 
ihre Gemeindeangehörigen eine Vertretung in letztere entsenden. 
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steht den BiBchtlfen durch ihre Mitwirkung bei der "Wahl der Ver- 
treter indirekt eine BeeinQussiing der Konseils zu. 

Auch die Civilgerichtsbarkeit üben die Bischöfe in Älbiuiien 
aus; unbestritten ist dies Recht in Ebeeochen, välirend im Waisen- 
wesen sowohl die Bischöfe als der tQrkische Eadi die Obervor- 
mundschaft beanspruchen. Erbschaftssachen werden, falls Testamente 
vorliegen, von den Bischöfen nach kanonisohem Recht« entschieden; 
bei Todesfällen ab intestato werden die Verlassenschaften vor dem 
Scheriatgerichte nach muhammedanischem Recht« geregelt. 

Das Scheriatrecht kommt jedoch nur in den Stadien, sowie in 
den Dörfern der Ebenen in Frage. Mehr als die Hälfte der 
katholischen Albanesen, und zwar die Gehirgsbevolkerung, die in 
der Clan -Organisation lebt, befolgt ihr eigenes Erbrecht, welches einen 
Teil des sogenannten Rechtes des FQrsten Lek (Alexander) Dukad- 
schin (Kanuni Leks Dukadschinit), eines nralten, nicht kodifizierten, 
nur in mündlicher Tradition von den Stammesältesten bewahrten 
Landrechtes, bildet. Hiernach sind Frauen unbedingt erbunfähig 
und haben nur unter gewissen Bedingungen Anspruch auf Unter- 
halt. Teslamentariscbe Verfügungen sind unbekannt, doch werden 
Vermächtnisse an Kii-cben und zu fi-ommen Zwecken respektiert 

Wie aus dem Vorhergehenden erhellt, gehören die katliolischen 
Albanesen auch bezüglich ihrer kirclilichen Verhältnisse dem 
tüikischen Staats verbände an; ihre Bischöfe sind mit Hinsieht auf 
die von der Pforte erwirkte Bestallung durch Berat und auf die 
ihnen übertragene Civil Jurisdiktion ebenso als Beamte des türkischen 
Staates zu bezeichnen, wie die Oberhäupter der übrigen ein- 
heimisclien MiJlets, 

Eine Ausnahmestellung nehmen auch die Katholiken in 
Palästina ein. Die Franciskaner der Terra Santa in Jerusalem 
und an den anderen heiligen Stätten, welche seit der Epoche der 
Kreuzzüge ihrem Kultus dort obliegen und welche schon von den 
ägyptischen Mamlukensultanen durch verschiedene „Mersum scherif" 
(Firmane) ihre Privilegien bestätigt erhielten , haben im Laufe der 
Zeiten, in Verbindung mit den übrigen Kongregationen, namentlich 
in Jerusalem und Bethlehem, namhafte Gemeinden von Eingeborenen 
um sich versammelt; durch die Eroberung Palastinas im Anfang 
des 16. Jahrhunderte kamen letztere unter die Herrschaft der Pforte 
als lateinische Rayahs. 
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Diesem umstände wird Ton dem 1847 errichteten lateinischen 
Patriarchate dadurch Reohnung getragen, daas die Hälfte des Clems 
saecnlaris des Patriarchates ans Einheimischen, d. h. Unterthanen 
der Pforte besteht Der Klerus ist auch nicht von Born abhftn^g, 
sondern nntenteht ausschljesslioh dem Patriarchen nnd wird auf Kosten 
des Letzteren in einem besonderen Seminar ui^ebildet und auch 
spBter unterhalten. Die Verwaltung der geistlichen Angelegenheiten 
der liatholisohen Bevölkerung wird vom Patriarchen durch Yer- 
mitt«lung von einheimischen und europ&ischen Geistlichen geleitet 
Id den administrativen Konseile nehmen eingeborone Vertreter des 
Patriarchates als „Ruesai milel" neben den Orthodoxen und Arme- 
niern ihren Sitz ein, wie auch die katholischen Rayahgemeinden 
ihre selbstgewAhlten Vertreter mit denjenigen der Orthodoxen imd 
Armenier io die Gerichts- und Verwaltungsbehörden entsenden. 

Andererseits ist der Patriarch vom türkischen Staatsverband 
gSnzlich eximiert, und er selbst unlerateht wie das Patriarchat dem 
französischen Schutze. Zwar wendet sich die tOrkische Bc^erung 
in Steuerangelegenheiten, in Ehesachen und in Ähnlichen FSlleu IkAußg 
direkt an den Patriarchen; wenn ihr diese direkten Beziehnugen 
aber unbequem werden, weist sie AntiSge und Beschwerden des 
Patriarchates mit Hinsicht auf das französische Protektorat, dessen 
Vermittelung anzurufen sei, zurQck. Dem Fatriarclieu hinwieder ist 
es nicht gestattet, in Sachen seiner, dem ottomanischen Unterthanen- 
verbande augehOrigen Gläubigen den franzüeischen Schutz zu bean- 
spruchen, da sich dieser nur auf den eximierten lateinischen Klerus 
bezieht. Aus dieser verschiedenen Stellung der lateinischen Oe- 
meindemitglieder als türkischer Bayahs und ihres Otierhauptes als 
eximierleu römischen Kirchen fQrsten ergiebt sich daher ein Miss- 
verhältnis, dessen Folgen die dem Patriarcliate anvertrauten Interessen 
oft ernstlich gefährden. 

2. Der lateinische Klerus und die Juristlictionsbezirke. 

Mit Ausnahme der gedachten Provinzen Albanien und Palästina 
ist im ganzen Reiche der lateinische Klerus ein der Herkunft nach 
fremder imd seiner Organisation nach nur von Rom abhängiger. 
Er besitzt das Ausländerprivüegium nicht nur ffli- die Personen, 
sondern auch für die KlOster, Anstalten und Heiligtümer. Vor dem 
Jahre 1867, in welchem die Ausländer die Erlaubnis zum Erwerb 
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von QnindeigentuDi erhielten, var die hierin liegende Anomalie 
noch fflhlbarer. „Während nSmlich bd den Übrigen Kirchen- 
genosseaschaften der TQrlcei der Priester nicht nur ünterthan der 
Pforte, sondern auch Mitglied der von dieser seiner Nation gesetzten 
RegieningBbehSitle ist, standen die kstholiechen Rayahs unter einer 
Geistlichkeit, welche, dem ünterthanenverbande fremder Lander an- 
geliGrend, sich um die Landesgesetze nicht zu kümmern brauchte, 
dennoch aber als altanerkannte Korporation in Beziehung auf den 
Erwerb you liegendem Eigentum des Vorrechts der Landeingeboraien 
genoss." 

Die Bischöfe werden, ohne Beteiligimg einer anderen Autoritfit 
als der Kurie, von Bom ernannt; wahlbei'echtigte Domkapitel giebt 
es nicht. 

Die lateinische Kirche in der Levante bestand in der Zeit der 
EreuzzOge aus den Patriarc)iaten Constantinopel, Älexandrien, 
Antiochien und Jerusalem. Seitdem diese Diöcescn wieder an die 
Muhammedaner .verloren gegangen, ernennt fOr ^e der Papst bis 
heute noch Bischöfe mit dem Titel von Patriarchen, welche jedoch, 
mit Ausnahme des Patriarchen von Jerusalem, nur Titulare sind, 
ilireh Sitz in Bom haben und wegen der ihnen mangelnden 
Jurisdiction auch das Pallium nicht erhalten. 

Heute haben sich im unmittelbaren Pfortengebiet die folgenden 
Bezirke herausgebildet: 

1. Das Patriarchalvikariat ConstantinopeL Dasselbe umfasst die 
europäischen Provinzen der TOrkei ausser Albanien, n&mlich 
die Stadt Constantinopel und die Vilayets Adrianopel, S^onik 
und Monastir, femer im nöi-dlichen Kleinasien Balykessr, 
Hudavendighiar, Angora, Castamuni, Sivas, Enerum, die 
Marmara- Inseln, die apostolische Prftfectur Trapezunt und 
schliesslich die nSi-dlicheu Inseln des Archipels. 

2. In Albanien belegen sind, wie schon erwfihnt, die beiden 
Kirchen Provinzen der Erzbistflmer Durazzo und UeskAb, das 
dem heiligen Stuhl unmittelbar unterstellte Erzbistum Scutari 
mit den Suffraganbistflmem Pnlati, Sapa und Alessio uud die 
eximierte Abtei St. Alexander. 

3. Das Erzbistum Smyma wurde 1818 errichtet im Gebiete des 
1713 gegrAndcten Vikariats Eleinasien; es umscidiesst die 
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sQdltchen Vilayets von Kleioasien und hat eJs Suffraganbezirk 
das Bistum Candia. 

4. Das Bistum Chios mit den Inseln Chios, Samos und Ikaria 
gehört zur hellenischen ElrchenproTinz Naxos. 

5. Die apostolische Prftfectur Rhodus wurde 1897 gegritndet 
und enthält auoh die ntlchstliegenden kleinen Inseln. 

G. Das ErzbiBtum Bagdad wird gebildet aus den drei nominell 
zu Prftfecturen erhöhten Missionen Bagdad, ICardin und Moesul 

7. Das 1762 tüx einen grosseren Bezirk gegrUadete apostolische 
Vikanat Aleppo umftksst heute noch Syrien ; Residenz ist Beirut. 

8. Das Patriarchat Jerusalem. 

9. Das Vikarist Arabien wurde errichtet 1839 und hat heute 
seinen Sitz in Aden. 

Nicht zu verwechseln mit diesen Jurisdictionsbezirken sind 
die Districte der apostolischen Del^erten, der Inspectoren der 
ihuen unterstellten Missionen, deren bei Aufzilhlung der unierten 
Patriarchate gedacht wurde, und welche von der Congregation 
de Propaganda Fide abhftngen. Es sind dies die Delegationen 
fOr Constantinopel, iür Mesopotamien, Kurdistan und Armenien mit 
Residenz in Mossul, für Syrien mit Reädenz inBeirut und fQr 
Egypten und Arabien mit Residenz in Alexaudrien. Doch ist di^i 
zu bemerken, dasa die "Würde des Delegaten für Constantinopel 
mit dem Amt d^ apostolischen Fatriarchalvikars, diejenige des 
Delegaten fdr Mesopotamien mit der Stelle des Brzbischofs von 
Bagdad und die Delegation fQr Syrien mit der Ausübung des 
Yikariats Aleppo verbunden sind, 

Vou den zahlreichen im türkischen Reiche thätigen lateinischen 
Orden seien als die wichtigsten nur erwähnt die Franciskaner (in 
mehreren Zweigen), Eapuciner, Jesuiten, Dominicaner, Assumptionisten, 
Carmeliter, Saleuaner, Lazaristen und die Benedictiner, die junget 
zur Hut der Dormitio beiufen wurden. 

Der höchste Würdenträger der htteinischen Kirche ist der 
Patriarch von Jerusalem, der in Folge besonderen Überein- 
kommens der Kurie mit der Pforte seinen Sitz im Jahre 184? 
einnahm, ohne dass jedoch der Pforte irgend ein Recht der Mit- 
wirkung bei eaner Eiiiennung zustände. Vielmehr ist es aus- 
schliesslich die Kurie, die ihn ernennt und eventuell abberuft. 
Aus obiger Darstellung der Verhältnisse der Katholiken Palästinas 
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erliellt, dase der , Clenia saecularis des ■ Patriainhats auch Born 
gegenüber eine gewisse Selbständigkeit eiDDimmt, wodurch die 
Stellung des Patriarchen an Macht gewinnt; raumlicb ist jedoch 
die Jurisdiktion des Pattiarchen auf das türkische Stuidschak 
Jerusalem nnd auf die Insel Cypem beschränkt Politisch basiert 
seine Bedeutung hauptsächlich auf der ihm übertragenen Hut der 
katholischen Beiligen Statten. Besondere Erwähnung verdient das 
eigentümliche, schon seit alter Zeit von dem Superior der Francis- 
kaner, dem „Gustos der Terra Santa", ausgeübte und von diesem 
auf den Patriarchen übergegangene Vorrecht, unter der Flagge der 
Terra Santa — auf weissem Grunde das bekannte rote Jerusalemer 
Erückenkreuz mit den vier kleineren Kreuzen in den Ecken — 
eigene Fahrzeuge auf dem Mittelmeer zu unterhalten; dieselben 
werden in den Handels- und SeefahrtB-Statistikeo unter dem N^amen 
„hieroBolymitanische Schiffe" aufgeführt Beigefügt sei femer, dass 
1848 der Patriarch auch das alleinige Recht erhielt, Namens des 
heiligen Stuhles den Orden vom Heiligen Grabe zu verleihen, 
während früher der Gustos zur Aufnahme von Rittern befugt war. 
In politischer Beziehung von noch grösserer Wichtigkeit ist 
der iapostotisGhe Patriarchatsvikar von Constantinopel 
der gleichzeitig . apostolischer Delegierter von Constan- 
tinopel ist Formell bescUrftnkt sich dessen geistliche Juris- 
diktion, flwar auf seine Difkiese, und es steht ihm keinerlei zivile 
G^chtebarkeit zu. Er ist vielmehr gezwungen, in Fällen seiner 
geistlichen -Jurisdiktion, welche weltliche Fragen berühren, sich an 
den Vekil der Latin rayahsi zu wenden. - Doch ist diese Solle des 
Vefcila in AVick licht eit 'neben . ihm nnr eine unbedeutende; der 
Vekil, der 'scbo'n al» Qenieiaöemi^Ued der Untergebene des Patri- 
arcliatsvikara ist, entbehrt einer grösseren persSnlichen Stellung 
lind bedarf in den ftCIlen, wo er mit seihen Anliegen bei den 
türkischen Behörden nicht durc^riagt vielmehr.der Autorität des 
Patriarchats vikars. W^n letzterem, nacli der Theorie femer auch 
keine politische Gewalt zusteht, so bedingt doch seine Besidenz 
am Sitze des Sultanats, dass faktisch die Angelegenheiten der 
gesamten lateinischen Kirche mit der türkischen Regierung von 
ihm behandelt werden. Durch die Verbindung seiner Stellung mit 
derjenigen eines apostolischen Delegirten in Gonstautinopel ist er 
daher eigentlich der Primas der lateinischen Kirche, er ist derjenige, 
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in dessen Händen die Leitung aller der Bestrebungen liegt, welche 
der Katholioismiis im Oi-ient verfolgt 

In allen Angelegenheiten, welche Verhandlungen mit der Pforte 
erfordern, wendet Bich der apostolische Delegirte mit der Bitte um Yeiv 
Wendung an die französische Botschaft, deren Protektorat er untersteht. 

3. Die Protektorate. 

Wenn, wie oben bei der Darstellung der Verhältnisse der 
protestantischen Bayahs erwähnt wurde, noch in der zweiten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts der Botschafter Englands sich veranlasst sah, 
zu Qiineten seiner Glauben sgenoBsen im türkischen Reiche bei der 
Pforte zu intervenieren, so war in früheren Zeiten für die christ- 
lichen Mächte' der <}rund zu gleicliartigen Massnahmen noch viel 
dringender; die lAge der Verhältnisse bedingte sogar die Ausbil- 
dung eines besonderen volkerrechtlichen Institutes, des Protekto- 
ratarechtes, eines Schutzrechtes fremder Staaten ttber die in der 
Türkei lebenden Christen, das sich teilweise auch auf die Pforten- 
unterthanen erstreckte, und das je nach der Schwäche oder Stärke 
der türkischen Regierung mit mehr oder weniger Nachdruck aus- 
geübt wurde. Dass die orthodoxe Kirche vom Frieden von 
Kainardsche bis zum Pariser Frieden unter dem offiziell anerkannten 
Protektorate Russlands stand, ist oben angeführt worden. Die 
gedachte Institution besteht dagegen noch heute bezüglich der ka- 
tholischen Kirche, welche daher bis auf die Jetztzeit den Vorteil 
dieses Schutzes geniesst und den Nachteil desselben zu tragen hat. 
Die Mächte, welche als Protektoren der katholischen Kirche und 
ihrer Angehörigen im Laufe der Zeiten hauptsächlich in Frage 
kamen, sind Venedig, Spanien, Österreich und Frankreich. 

Das Protektorat der Republik Venedig. 

Diebedeutende politische Rolle, welche die Republik Venedig 
bis ins 17. und 18. Jahrhundert spielte, drückte sich unter anderem 
auch darin aus, dass sie sich fflr den Schutz der Christen mit 
Erfolg bei der Pforte verwenden konnte. Noch in der Kapitulation 
von 1604 wurde seitens der türkischen Regierung der Republik 
zugesagt, dass die Pilger auf ihrer Fahrt nach Jerusalem in keiner 
Weise belästigt werden sollten, und 1615 erhielt Venedig die Er- 
laubnis zur Vornahme von Reparaturen in der Orabeshirche zu 
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torat der katholischen Christenheit nicht als exklusives Vorrecht in 
Anspruch, was sicli auch daraus ergiebt, doee sein Bailo in C<hi- 
BtantJnopel sich Öfters den dasselbe Ziel verfolgenden BemQhungefl 
des französischen Botschafters anschloBB. 

In der Oegenwart stßsst man nur noch in Egypten und Al- 
banien auf Spuren des einstigen venetianischen Protektorates, die 
bei der Darstellung des österreichischen Protektorates berührt 
Verden sollen. 

Das Bpanische Protektorat 

Dasselbe betraf die Anstnlten der Franciskaner im Heiligen 
Lande. Der Orden der Franciskaner, der sich in die MOnche von 
der strikten Observanz und in die reformierten Franciskaner teilt, 
hat von beiden Riclitungen Vertreter im Oriente. Die reformierten 
Franciskaner in E^pten, in Conslantinopel und Smyma, welche 
durch einen Präfekten unter der unmittelbaren Jurisdiktion der 
„Congr^^tJo de propaganda lide" geleitet werden, befinden sich 
unter Ssterreichischem bezw. französischem Schutze. 

Die Mönche der strikten Observanz besitzen 25 Klöster und 
Hospitäler „de la santa custodia" im Heiligen Ijande. Diese Hßnche, 
welchen das ganze Mittelalter hindurch bis heute die Pfl^e der 
Heiligen Stätten der „terra santa" obliegt, rekrutierten sich grössten- 
teils ans Spanien, welchem Umstände das vom Papst Benedict XIV. 
bestätigte Statut insofern Rechnung trägt, als es bestimmt, dass 
der Generalprokurator und ausser ihm noch zwei Mitglieder des 
Direktoriums Spanier sein mQssen. Mit Rücksicht auf die Jjokal- 
pr&laten wird verordnet, daes der Guardian von S. Juan de Mon- 
tana, der Präsident von Ramla, derjenige von Jaffa, Nicosia, Damaskus 
und der Kommissär von Constantinopel gleicherweise Spanler seien, 
während diese Nation in der Direktion am Heiligen Grabe, in 
Bethlehem und Nazareth mit den flbrigen Nationen abwechseln soll. 

Da aus Spanien lange Zeiten hindurch auf Voranlassung der 
Franciskaner durch die Munificenz der katholischen Majestäten 
reiche Geldmitttel zum Unterhalte der Heiligen Statten nach Palästina 
flössen, beanspruchten früher die spanischen Regierungen, gestfltzt 
auf die drei kanonischen Titel der fundatio, aedificatio und dotatio, 
sowie auf ihre annähernd ausscbliesslicbe Erhaltung der Anstalten 
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wahrend fast vier Jahrhunderten, eia PatroDatsrecht, das sich den 
tOrkischen Behörden gegenüber als Protektorat cliarakteriäerte. 
Die Frage ist filrigens seit dem Anfange der ianfziger Jahre des 
vergangenen Jahrhunderts nicht mehr angeregt worden. 

Daa Ssterreichische Protektorat 

Als im Anfange des 17. Jahrhunderts die bisher durchweg feind- 
seligen Beziehungen zwischen dem heiligen rOmisciien Beiclie und 
den Sultanen mit freundscbafüichen zu wechseln begannen, musste es 
den Kaisern am Herzen liegen, auch Ißr den Schutz ihrer Glaubens- 
genossen in der TCrkei zu sorgen. So wurde schon bei der ersten 
Erneuerung des Sitvatoroker Friedens im Jahre 1615 ausbedungen, 
dass die katholischen Priester und Mönche im Pfortengebiete die 
Erlaubnis zum Eirchenbau und zur AusObung ihres Gottesdienstes 
erhalten sollten. In diesem Vertrage, wie in den darauf folgenden 
FriedensschlOssen von Carlowicz (1699), Passarowicz (1718), Bel- 
grad (1739) und Sistow (1791) wurde eine allgemeine Verwendung 
für die dem Papste unterstehenden Geistlichen vorgesehen; speziell 
wurden in den letzten Vertrflgen zwei Kirchen in Pera und die 
Heiligen Stätten in Jerusalem genannt und die Mitglieder des Ordens 
der Trinitarier, der sich dem Ixiskauf christlicher Sklaven widmete, 
erwähnt Die zum Austausch der ratiBzierten Vertragsnrkunden 
der Friedensschlüsse von 1699 und 1718 nach Constantinopel ent- 
sandten kaiserlichen Orossbot^chafter erwirkten ferner besondere Ver- 
günstigungen für die christliche Religion und die Religiösen. 

Später wich der kaiserliche EinBuss mehr und mehr dem 
konkurrierenden Schutzrechte des Königs von Frankreich; in der 
Gegenwart wird von Seiten Oesterreichs das Protektorat nur noch 
in ganz bestimmten Beziehungen ausgeübt 

In Constantinopel stehen heute unter dem Schutze ^ter- 
reich-Ungams die Kirche St. Marie Drap6ris mit dem Kloster der 
Franciskaner (Minoriten), dem Wohnsitze des Constantinopeler 
Präfekten derselben, weshalb auch die Übrigen zur Constantinopeler 
Präfektur ressortierenden Franciskaner-Niederlassungen, wie die- 
jenigen in Smyma und den Inseln, von Oesterreich protegiert werden; 
die nunmehr in den Besitz der Grazer Lazaristen übergegangene 
Kirche St Georg in Galata; die armenisch-katholische Pfarrkirche 
St Trinitö in Pera (die alte Kirche der Trioitaner) und die Nieder- 
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lassung der Wiener armenisch-katbolischea Uechitaristen in Paiicaldi, 
wozu in Adrianopel noch das Kloster der Agramer baimherzigen 
Schwestern kommt 

Das 5s terreichische Protektorat in Jerusalem bezieht sich 
auf das OsterreichiBche Pilgerhaiis und auf das Hoapiz der Malteser 
in Tantur bei Jerusalem. In dem genannten Hospiz ist im Anfange 
des Jahres 1894 die Installierung von Ordensg^stlichen von 
BrDdem der GenoBsensohaft vom „Heiligen Joseph von Sott", und 
zwar in der Weise vollzogen worden, dass die Anstalt mit Hint- 
ansetzung der französischen Protektoratsansprüche unter Ostenei- 
ctiischen Schutz gestellt wurde. Singular ist die dabei abgeschlossene 
Konvention, wonach der Malteser-Orden als souverftner Orden nur 
ein Protektorat seiner Uajestftt des Kusers, nicht aber der Sster- 
reichisch-ungarischen R^erung anerkennt 

Das Osterreichische Protektorat in Albanien, das bei 
der Nennung der albanesiechen Katholiken erw&hnt worden ist, 
beruht auf den oben angeführten Friedensechlfissen von Carlowicz 
und Passorowicz. Das in denselben ausgesprochene allgemeine 
Protektorat war von Österreich tbataftcblicli nur gegenQber den 
Katholiken derjenigen türkischen Provinzen, die seinen Grenzen 
zunächst lagen, also Serbien, Bosnien, Herzegowina und Albanien 
ausgeübt worden. Da die drei ersten Länder heute vom türkischen 
Reiche abgetrennt sind, bleibt als Substrat des Protektorats nur 
noch Albanien und Kossowo, für welche beiden Vilayets schon in 
alter Zeit der venetianische „Btulo" bei der Pforte das Präsentations- 
recht der Bischöfe ausübte, das nun von Österreich wahrge- 
nommen wird. 

Dies der Pforte sehr unbequeme Recht sollte auf Teranlassung 
des armenisch- katholischen Patriarcheo Azarian 1S92 in einer 
Punktation des Vatikans mit der Pforte eliminiert werden; in Folge 
des Widerspruchs der Osterreichischen Regierung, welcher sich auch 
die französische aus Furcht vor den Konsequenzen solcher Ab- 
machungen lElr Ihr eigenes Protektorat anschloss, wurden die be- 
züglichen Punkte fallen gelassen. 

Der Ursprung des Österreichischen Protektorates in 
Egypten beruht auf einer Bulle des Papstes Innocenz XI. von 
1687, wonach fünf Hospize des Ordens der Franciskaner zum 
Zweclie der Wiedei^winnung der schismatisclien Kopten Egyptens 
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gegrOndet wurden. Im Jahre 1780 fand eine Aufteilung Egyptene 
zwischen den zwei Zweigen des Franciskaner-Ordens statt, indem 
Oberegypten den reformierten Franciskanem unter Seterreichiscbem 
Schutze, Unteregypten den unter französischem Protektorate stehen- 
den Observanten der „terra Santa" zufle]. Jedoch bezogen sich die 
territorialen Zuweisungen nur auf die Seelsorge; und es hat sich 
auf dieser Grundlage der status quo entwickelt, dass die Ordens- 
zweige und damit auch die Protektorate in Bezug auf die pfarr- 
amtlichen Funktionen zwar territorial begrenzt sind, in Beziehung 
auf die Errichtung katholischer Anstalten jedoch eine territoriale 
Grenze nicht besteht 

In Oberegypten und dem Sudan war das österreichische Pro- 
tektorat unbestritten. Als nun nach der Einnahme von Chartum 
durch die Hahdisten der apostolische Vikar für den Sudan, Mgr. 
Sogaro, seinen Sitz aus der genannten Stadt nach Kairo verlegte, 
und sowohl seine Person als die von ihm in jener Stadt und in 
Alexandrien gegrAndoten sog. Äkklimatisationsanstalten (Institute 
für die Erziehung und Ausbildung von Missionaren fDr den Sudan) 
dem Schutze Österreichs unterstellte, suchten sich diesem Vorgehen 
die französischen Behörden mit dem Hinweise auf das französische 
Protektorat zu widersetzen, Frankreich berief sich hierzu auf einen 
doppelten Titel, nämlich als Rechtsnachfolger der 1797 von ihm 
zerstörten Republik Venedig, des einsogen BeschQtzere der Christen 
im Orient, und als angeblicher Schutzherr Ober Jerusalem und 
dessen kirchliche Interessensphäre. 

Die Propaganda, vor welche diese Frage zur Entscheidung 
gebracht worden war, hat nun ein ausschliessliches Protektorat 
Frankreichs in Egypten nur in Bezug auf die zur Custodia des 
Heiligen Landes gehörige Observanten - Mission von Unteregypten 
anerkannt, zugleich aber erklärt, dass der Schutz Österreichs sich 
auf die katholischen Kopten in ganz Egypten (auch in Unter- 
egypten) erstreckt, ebenso wie auf die reformierten Franciskaner in 
Oberegypten. 

Die Stadt Kairo wird von der Propaganda betrachtet als ein 
zwischen Ober- und Unteregypten liegendes, keiner der beiden 
Zonen gehörendes Gebiet, wo die Niederlassungen des Sudan- 
Vikariats unter Oaterreichischera Schutze berechtigt erscheinen. 

Hier, wie in ganz Egypten, erkennt die Propaganda ferner 
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jeder katholischen Macht das Recht zu, ihre nationalen Institute 
im Einvernehmen mit der territorialen Regierung selbst zu be- 
schützen, ohne darin durch ein vermeintliches Vorrecht Frankreichs 
behindert zu sein. 

Das frsnzSsisobe Protektorat 

Die politische Lage Europas zu Anfang des 16. Jahrhunderts 
hing hauptsächlich von zwei Homenten ab, die in schärfstem Gegen- 
satz zu einander standen, einerseits von der Machtstellung der katho- 
lischen Weltmonarchie der Habsburger und andererseits von der 
Ausbreitung des TOrkenreiches, das unter den kriegerischen Sultanen 
Selim und Soliman das ganze Abendland zu überfluten drohte. In 
der Befürchtung, im Kampfe mit Karl V. unterzugehen, scheute 
König Franz von Frankreich nicht davor zurück, sich mit dem Erz- 
feinde des Christentumes zu verbinden. Im Augenblicke, wo Soliman 
seine Truppen zum Zuge gegen Wien rüstete, schloss Franz 1526 
den ersten, uns Übrigens nicht erhaltenen Vertrag mit ihm ab. 
Bei dem Unwillen, welchen dies BDndnis bei allen Christen Europas 
hervorrief, sah Franz I. sich genOtigt, als Kompensation fOr die 
Kirche in seinen ferneren Verbogen mit Soliman deren Gerechte 
samen und Interessen wirksamen Schutz auszu bedingen. So bietet 
sich das eigenartige Schauspiel, dass Frankreich, während es die 
Christenheit im Abendlande dem Rande des Verderbens nahe brachte, 
gleichzeitig die OrOsse der römischen Kirche im Orient begründete. 
Die Nachfolger des Könige Franz, besonders Ludwig XIV., gingen 
dieselben Bahnen, und sogar die atheistische erste Republik nahm 
sich der Interessen der Kirche in der Türkei mit Eifer an. Frank- 
reichs Einfluss im Orient war im steten Wachsen bis zur Zeit 
Napoleon's III., unter dessen Regierung durch den Krimkrieg und 
die syrische Expedition das französische Prestige den Höhepunkt 
erreichte. 

Gegenüber den russischen Ansprüchen eines Protektorats der 
orthodoxen Christen hatte damals die Iranzösche Diplomatie den 
Artikel IX. des Pariser Vertrages durchgesetzt, der jede Einmischung 
fremder Mächte in die Beziehungen des Sultans zu seinen ünter- 
thanen ausschloss; dadurch wurde die Unabhängigkeit der Türkei 
gewährleistet, und jede rechtliche Bevorzugung einer Tiaktatmacht 
vor der anderen vereitelt. Frankreich übte trotzdem sein Protektorat 
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de facto auch über die katholischen Pforten- Uuterthanen, noch 
mebr als ein Jahrzehnt ungeBtOrt veiter ans, uad konnte dies um 
Bo eher, als damals von keiner Seite ein Widerstand zti befOrchtan 
war. Italien var ganz im Gefolge seines „Befreiers", und Österreich 
durfte nach dem Kri^e von 1859 nicht daran denken, Frankreich 
zu reizen, abgesehen davon, dass es mit den deutschen Kämpfen 
vollauf beschäftigt war. Prenssen schliesslich kam zu jener 
Zeit kaum in Frage, da es im Orient nur sehr venige katholische 
Uaterthanen und gar keine katholischen Anstalten zahlte; einzelne 
Priester deutscher Herkunft, die sich im TQrkenreiche befanden, 
zogen den Schutz der grossen katholischen Vormacht demjenigen 
dee protestantischen Heiinatstaates vor. Rechtlich wurde dabei 
der Boden des Pariser Vertrages nicht verlassen; auch die syrische 
Expedition erfolgte nicht kraft des Profektoratsrechtes Frankreichs, 
sondern in Folge eines ihm durch die Grossmächte laut Abkommen 
vom 5. September 1860 ertheilten Mandates. 

Eine Wendung trat aber ein nach dem deut&ch-fraiizOsi sehen 
Kriege, als sowohl Deutscliland, dessen Beziehungen zum Oriente 
beständig zunahmen, wie die übrigen europlüschen Staaten Neigung 
zeigten, den Schutz Fraukreiclis in Bezug auf ihre eigenen ünter- 
tbanen katholisclier Konfession sich nicht langer gefallen zu lassen. 
In der Absicht, ihre wankende Stellung von neuem zu befestigen, 
machte daher die französische Regierung ihren Beitritt zum Berliner 
Vertrage von der Bedingung abhängig, „dass die alten wolilerworbenen 
Rechte Frankreichs gewahrt, der Status quo der Heiligen St&tten 
aufrecht erhalten bleibe". (Zweitletztes Alinea des Artikels 62 des 
Berliner Vertrags.)') 

Bei dem Mangel einer präzisen Fassung dieser Bestimmung 
ist als wahrscheinlich anzunehmen, dass die Parteien ganz ver- 
schiedene, ja entgegengesetzte Dinge darunter verstanden. 

Die französische Auffassung bezieht sie auf die Privilegien, 
die Frankreich in den alten Kapitulationen eingeräumt waren. Von 
letzteren sind es die „Lettres patentes" von 1740, welche die be- 
treffenden Fragen am eingehendsten behandeln und auf welche 



') „Lea droits aoquis k la France sont expressement rcserves et il 
est bien entendn qa'aaoune atteiate ne saurait etie portia au statu quo 
daos les IJeni Saiats." 
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man sich ron franzÖBiscber Seite vorzugswdse beruft; aus ihnen 
seien daher <ilie bezüglichen Artikel hier wiedergegeben. 

Artikel 32 (zum Schluss). Die alten Kaiserlichen Kapitu- 
lationen, vetche seit dea Zeiten Meiner Kaiserlichen Ahnen bis 
zum heutigen Tage sich in den H&nden der Franzosen befinden, 
und die oben im einzelnen aufgefflhrt wurden, sind jetzt in Ge- 
müssheit der Kaiserlichen VerfQgung auf Omud Meines Uatti 
Scherif unter HinzufQgung einiger neuer Artikel erneuert worden ; 
der erste dieser Artikel besagt, dass die von Frankreich abhängen- 
den Bischöfe und die anderen fieligiosen, welche die fränkische 
Religion bekennen, von weichet Nation oder Art •) sie sein mOgen, 
so lange sie eich innerhalb der Grenzen ihres Standes halten, da 
wo sie sich seit alter Zeit im Kaiserreiclie vorfinden, in der Aus- 
Dbiing ihrer Funktionen nicht gestSrt werden sollen. 

Artikel 33. Die fränkischen Religiösen, die nach altem 
Brauche innerhalb und ausserhalb der Stadt Jerusalem und in der 
Heiligen Orabeskirche, genannt Qamamat '), niedergelassen sind, sollen 
hinsichtlich der Besuchastätten, welche sie bewohnen und die in 
ihrem Besitze sind, nicht beunnihigt werden. Diese Stätten sollen 
wie ehedem in ihren Händen bleiben, ohne dass sie in Bezug auf 
dieselben gestört werden können, auch nicht durch Ansprache auf 
Entrichtung von Abgaben; falls sie in einen Prozess verwickelt 
werden, der nicht an Ort und Stelle entschieden werden kann, soll 
derselbe Meiner Hohen Pforte unterbreitet werden. 

Artikel 34. Die nach Jerusalem pilgernden Franzosen und 
die anderen, die von ihnen abhSngen, von welcher Nation oder 
Eigenschaft^) sie seien, sollen beim Kommen und Gehen nicht 
gestört werden. 

') So nach dem franzoBiBcheD Texte; der türbiaube Text enthUt statt 
der beiden Ausdrücke „nation ou eBjKtce" nur den eioen „daobips", der das 
Geschlacht bezeichnet, so dasG es sich also um Mönche oder NonoeD handelt. 

') Der bei den arabiBch redenden CtiriGlen übUche Name der Grabes- 
kircbe Qiämat (Auferstehungsbircbe) wurde von den Türken aus Fanatismus 
in Qumämat (Unrat) verdreht und ging in der Form Qamamat auch in den 
französischen Text der Kapitulationen über. E^ erscheint unglaublich, dass 
die christlicbea Unterhändler sich eine derartige Verhöhnung der Kirche 
gefallen Hessen. 

*) Im französischen Texte „nation ou qualite"; auch hier hat der 
türkische Text nur den einen Ausdruck „dschios" (Geschlecht, Seins). 
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Artikel 36. Die bdden fraazOsischen HOachBorden der 
Jesuiten und Kapuciner in Oalata sollen auch künftighin im Beeita 
der in ihren H&nden beBndlichen zwei Kirchen bleiben und den 
Besitz und die Nutzung dereelben behalten ; und da die eine dieser 
Kirchen in Brand gesteckt worden iat, soll sie, nach der Erlaubnis, 
die das Scheriatrecht in solchen Fallen gewahrt'), wieder aufgebaut 
Verden; sie bleibt wie vordem in den Händen der Kapuciner, ohne 
dass diese ii^ndwie beunruhigt werden dOrfen. Desgleichen soll 
bezüglich der franzCeisohen Kirchen in Smyma, Saida und Alexan- 
drien, sowie an den anderen BafenpUtzen keinerlei Einmischung 
oder Störung stattfinden; es soll auch unter diesem Yorwande kein 
Geld verlangt werden. 

Artikel 36. Wenn die Franzosen in ihrem Hospital zu 
Oalata wie Qblich fOr sich allein das Evangelium lesen, sollen sie 
dabei nicht gestCi-t werden. 

(Artikel 37 betrifft die französischen Handelsprivilegien.) 

Artikel 38. Portu^esen, Sizilianer, Cabdaner, Messinesen 
und Anconitaner und AjigehSrige der anderen an Meiner Hohen 
Pforte weder durch Botschafter noch durch Eonsulcn oder Agenten 
vertretenen feindlichen^) Nationen, welche nach freiem Belieben 
wie ehedem unter der Flagge des Padischahs Frankreichs kommen, 
brauchen, wenn sie ^ch innerhalb ihrer Schranken halten und sich 
keinen "Verstoss gegen Frieden und Ruhe zu Schulden kommen 
hissen, niu- die von den Franzosen zu zahlenden Zollgebühren zu 
entrichten, ohne dass sich Jemand dareinzumischen hat 

GestQtzt auf diese Artikel, nimmt Frankreich ein generelles 
und exklusives Schutzreclit über die katholische Kirche für sich iu 
Anspruch; eine Ausnahme wird hierbei nur zugelassen bezüglich 
der katholischen Albanesen und der oben er w Ahnten Institute, 
welche vertragsmassig dem Osten eichischen Protektorate unterstehen. 

') Dias ist die richtige Uebarsetzung des türkischen „izni scheri ile"; 
das Scheriatrecht gestattet nämliob nur den Wiederaufbau zerfallener cbrist- 
licher KÜrchea, nicht den Neubau von solchen an Orten, wo sie noch nicht 
bestanden hatten. Der französische Text bat die ganz unverständliche 
Wendang „avec perraissioo de la jostice". 

*) Der Aosdruok „feindliche Nationen", den die Pforte neuerdings 
mit „nicht im Tertragsverhältnis stehende Nationen" erläutert, erklärt sich 
richtig dorch die oben geschilderte altmuhammedanische Auffassung der 
darcb den Islam bedingten Feindschaft gegenüber den Unglänbigen. 
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Selbst vrenn man jedodi, mit Fiinltiuich, im zweitleMoi Alinea 
des Artikels 62 des Berliaer VertrageB eine Bex^Bshme auf die 
alten EapitulationspriTilt^en erblickt, kOnnen eich derartige Ad- 
BprOche aus dea letzteren nicht berteiten lassen. In der That ist, 
yiie die LätQre des Vorstehenden eigiebt, in den citierten Artikeln 
der LettreB patente« keine Andeutung davon zu finden, daae die 
Pforte der fnuiKJIeiBcben Regierung ein exklusives Scbutzrecht 
Ober die Katholiken bewilligte. Sie konnte dies um so weniger, 
als der r&mische Kaiser damals noch ebenfalls sein Schutzrecht aus- 
Obte; wie oben schon angefahrt, wurde ihm im Belgrader Frieden 
(1739), also fest gleichzeitig mit den Lettre» patentes von 1740, 
ein generelles Scbutzrecht Dber die katbolisohe Kirche eii^rSumt, 
das auch noch im Vertrage von Sistow (1791) bestätigt wurde. 

Auch Venedig lieas noch sowohl im Fiieden von Karlowicz 
1699, wie im Vertrage von Passarowicz 1718 sein altes Anrecht 
auf die Vertretung zu dunsten der Katholiken betStigen, Die 
Zahl dieser Beispiele ISsst sich leicht vermehren. So wurde Polen 
in Artikel 7 des polnisch-türkischen Vertrages von Karlowicz 1699 
ebenfalls dos gleiche generelle Scbutzrecht eingeräumt. 

In Anbetracht dieser ümst&nde hat der heilige Stuhl sich in 
diesen Fragen bald an diese und bald an jene Macht gewandt. 
1635 ersuchte Papst Urban VIII. den Dogen von Venedig um 
seine Intervention gegen die Usurpationen der schiBmatiscfaen 
Oriechen in Jerusalem. Papst Clemens KI. richtete 1720 an den 
kaiserlichen Botschafter in Constantinopel ein warmes Dankschreiben 
fOr seine erfolgreiche Verwendung für die Minoriten. Ja, bei Ge- 
legenheit des Friedens von Sistow bat Papst Pius VI. den KOnig 
Friedrich Wilhelm II. von Preussen gebeten, die katholischen 
Interessen in der Türkei befürwortend zu vertreten. 

Es unterliegt daher keinem Zweifel, dass mit der ESnr&umung 
eines derartigen generellen Schutzrechtes nicht die Übertragung 
eines exklusiven Frotectorats verstanden wurde ; einer rechtlichen 
Begründung entbehren also die französischen Ansprüche auf den 
ausschliesslichen Schutz der katholischen Kirche. Niu die that- 
s&chlichen Verhältnisse brachten es mit sich, dass auch nicht- 
franzCsische Interessen geistlicher und weltlicher Art damals dem 
französischen Schutze unterstellt wurdeu. 
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Zum VeretftndniB des letzteren Dmatandes ist vor allem daran 
zu erinnern, dass im Orient von Alters her die Fremden nach 
fremdem, europaischem Rechte unter eigener Verwaltung leben. 
Die Pforte hat such nie dagegen Widerspruch erhoben, dass die 
Gesandten der bei ihr vertretenen Mftchte ihren Schutz auch den 
übrigen Peregrinen, Onterthanea von anderen, nicht im Vertrags- 
verhaltnis stehenden M&chten, aogedeihen lieesen. Im Mittelalter 
waren es die italienischen Seerepubliken Pisa, Oenua, Venedig, da- 
neben auch die Catalaner, deren Schiffen sich Pilger auch der 
Obrigen Nationen anvertrauten und von deren Consulen sie in der 
Levante geschützt wurden, wie dies aus vielen Capitulationen mit 
den islamischen Staaten erhellt So verhält ee sich flbrigens noch 
heute mit den Angehörigen der Schweizerischen Eidgenossenschaft; 
da die Schweiz mit der Türkei keinerlei Vertrag abgeschlossen hat, 
unterstellen sich ihre AngehCrigen je nach ihrer Walil dem Schutze 
der Vertreter Deutscblamls, Frankisichs, Österreichs, Italiens oder 
der Vereinigten Staaten Amerikas, und dieser Schutz wird von den 
genannten M&chten ausgeübt, ohne dass die türkischen BehSrdeu 
je dessen Anerkennung versagt hätten. 

Mit dem Anbruche der Neuzeit wurde Frankreich am Mittelmeer 
die einzige europäische Grosamacht; die prftponderierende Stellung 
seines Botscliaftera bei der Pforte drückte sich dadurch aus, dass 
ihm kapitulationsmilGsig der Vorrang vor den Vertretern der Obrigen 
Staaten zugestanden war. Die wirksanu Protektion Frankreichs 
suchten daher die Angehörigen der anderen, kleineren Mittelmeer- 
staaten, Geistliche wie Nichtgeislliche, gerne für ihre Angelegen- 
lieiten nach. Die französischen Regierungen ihrerseits haben es, in 
Würdigung des ihnen hierdui-ch zustehenden Kinflusses, nicht ver- 
säumt, solche Hülfesuchende in ihren Verti%en mit der Pforte zu 
t>erQcksichtigen; so wurden, wie aus dem oben citierten Artikel 38 
der Lettres patentes erhellt, den unter französischer Flagge segeln- 
den Angehörigen fremder Nationen die den Franzosen zustehenden 
Handelsprivilegien zugebilligt. Ein sprachliches Fetrefakt aus jenen 
Tagen ist der noch heute bei den Orientalen übliche Ausdruck 
,fFranken", unter den die christlichen Abendländer sämtlicher 
Nationalitäten in staatlicher Hinsiclit subsummiert werden, wie 
man sie in kirchlicher Beziehung früher, wo nur Katholiken in 
Frage kamen, „Lateiner" nannte. 
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Doch Bind die beschriebenen Zuetfinde durch deo Q»xig der 
Geschichte lOngst fiberholt worden. In der Jetztzeit haben fiwt alle 
Staaten ihre Vertreter in Conatantinopel, weiche den Schutz über 
ihre HeimataangehOrigen selbBt ausüben und hiebei jede fremde 
Ingerenz selbstveretAndlicher Weise ablehnen. Wenn heute die 
Schweiz den vor einigen Jahren angeregten Plan der Errichtui^ 
einer Mission bei der Pforte ausfQhren wflrde, h&tte dies den 
Fortfall des ihren Angehörigen seitens anderer M&chte bisher ge- 
währten Schutzes zur Folge. Staatsrechtlich kann natflriicb der 
Unterschied, ob die von dem Ueimatetaale zu schützenden An- 
gehörigen Geistliche oder Nichtgeistliche sind, nicht von Belang sein. 

Dieser modernen Entwickelung trug der Beriiner Vertrag im 
viert- und drittletzten Ähnea des Artikels 62 Rechnung, indem 
hierin ausdrücklich bestimmt wurde, dass jede Macht das Recht habe, 
durch ihre Vertreter im türkischen Reiche ihre Geistlichen selber 
zu schützen. ') Im Gegensätze zu den rechtlich unbegrAndeten An- 
sprüchen Frankreichs liegt hierin ein von allen Eontraktanten an- 
erkannter formeller Rechtsgrundsatz , der nicht nur die heutigen 
Zustände viederspiegelt, sondeni auch als Basis der weiteren Ent* 
Wickelung massgebend ist 

Die Hinzufügung des weiter oben erwähnten zweitletzten Alinea 
seitens der französischen Diplomatie erweist sich daher, falls sie, wie 
franzüsi schersei t« behauptet wird, die Sanktionienmg des exklusiven 
Protektorats Frankreichs bezweckte, rechtlich als ein Schlag ia'a 
Wasser. In der Tat kann, in Verbindung mit dem angeführten 
Rechtsgrundsatz, der Ausdnick „Wahrung der alten wohlerworbenen 
Rechte Frankreichs" nur die bestehenden Rechtsverhältnisse 
(»treffen, also den Schutz Über diejenigen Priester und Anstalten, 
welche damals schon Frankreichs Protektorat unterstanden — Rechts- 
verhältnisse, die ja von keiner Seite angefochten werden. Es kann 
aber dadurch nicht neues Recht geschaffen werden, wonach für 



'} Viertletztes Alinea des Artikela62: Les ecolesiastiqoeB, ies pelerina 
et les raoines de toutes les nationalites voyageaiit dans la Turquie d'Bur(^ 
ou la Turqnie d'Asie jouiront des memos droits, avanta^es et privilE^es. 

Drittletztes Alinea: Le droit de protection officielle eut reconoa auz 
agents diplomatiqnas et consulaires en Turquie tant A l'egard des persoones 
siumeDtioDDees que de leurs etablissements religieux, de bienfaisance et 
autres, dans las Lieux Saints et ailleurs. 
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aacb in Zukunft tu errichtenden Anstalten und ihren den ver- 
schiedensten Staaten angehörenden Qeisüichen an dae franzCsische 
Protektorat gebunden wDrde. 

Dies war stets die deutsche Auffassung der Frage; sie musa 
die ansig richtige sein, venu anders den Befitimmungen des Artikels 
62 Qberlianpt ein Sinn innewohnen soll. In gleicher Weise haben 
sich denn auch die Conseillers l^gistes der Hohen Pforte in einem 
vom 20. Juli 1892 datierten Outachten zur Sache au^eeprochen ; 
in prSgnantester Fassung heisst es daselbst : 

Si le gouvernement fran9aiB avait röellement un droit acquis 
& la protection g6n6rale, en Turquie, de tous les religieux catboliqnes 
de toutes les nationalit6s 6trang^res, la seconde partie de l'article 
pr6oit6 (d. b. das zweitletzte Alinea) aarmt nettement contredit la 
premiöre (das dritt- und viertletzte Alinea). Cette consid6ration seule 
suffit pour ßtablir ijue la France n'a entendu reserver, par les dispoeitions 
de l'article du trait^ de Berlin, que le maintien du ,^tatu quo" tant. 
ä l'^ard des sanctuaires que de la protection des religieux catholiques. 

Im weiteren Verfolge fnhrt das Pfortengutachten aus, daae, wie 
in den Artikeln der Kapitulation von 174U einzelne, bestimmte 
geistliche Anstalten unter französischen Schutz gestellt werden, so 
auch heute noch Ftankreicli das Protektorat über eine bestimmte 
Anzahl von Kirchen, KlOstem und Ähnlichen Niederlassungen aus- 
flbe. Dies sei das Schutzrecht Frankreichs, welches durch den 
Berliner Vertrag bestätigt wurde, „mais il est Evident que l'hospice 
fondg ä Cf^fa, il y a quatre ans seulement, par une association 
cathotique allomande, dirig4 par des prStres allemands et destin^ 
pour les besoins des ptHerins allemands ne saurait faire partie des 
etablissements religieux ^trangers que la France a le droit esclusif 
de protöger ab antiquo". 

Trotzdem Ifisst sich nicht leugnen, dass die Aufnahme der ge- 
dachten Bestimmung in den Berliner Vertrag nicht nur bei Frank- 
reich, sondern auch bei der Kurie und vorilbergehend ttei Österreich 
eine Trübung des Verständnisses fftr den völkerrechtlichen Grundsatz 
zur Folge hatte, dass jeder souveräne Staat auf das Recht nicht 
verzichten kann, seine Angehörigen, auch wenn sie Geistliehe sind, 
selbst zu schützen. 

Nach und nach brachten die Verhältnisse die erforderliche 
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ElSrung^. Cm dies darzuthuD, dQrfte es sich lohoeu, die eluzelnea 
Ansprüche, welche tod fraazOsischer Seite aus dem Protektorate 
hergeleitet werdea, kurz zu behandeln. Im Anschluss daran ergiebt 
sich die weitere Entwicklung von selbst. 

Äbusiv hatte Frankreich Jahrhunderte lang ein Schutzrecbt 
über diejenigeD kirchlichen Gemeinschaften, welche lediglich aus 
ottomanischen Unterthanen bestehen und deren Patriarchen unter 
mehr oder weniger klar definierter Mitwirkung der Pforte ernannt 
werden, der Marouiten, Melkiten, Syrer, ChaldSer und Armenischen 
Katholiken ausgeübt. Wenn dies Schutzrecht nur ein offiziAses 
war, so war es nnter freiwilliger oder erzwungener Konnivenz der 
Pforte trotzdem ein wirksames, wie dies jüngst durch einen Rück- 
fall in solche Gtepflogenheiten, die durch die Flottendemoustration 
von Hytilene der Pforte abgenötigte Bestätigung des chaldUsclieu 
Patriarchen Emanuel, illustriert wurde. 

"WShiend die französischen Tertretor sich in diesen F&llen des 
Mangels jeder Befugnis Vf^lständig bewusst waren, sind hingegen 
die Funkte, für welche Frankreich sich, wenn auch nach 
dem oben Gesagten zum Teil irrtümlicherweise, auf Rechtstitel 
berufen zu können glaubt, und die es seit dem Berliner 
Vertrage mit erneuter Energie geltend zu machen suchte, folgende: 

1. Die Hut der Heiligen Stätten und die Vertretung 
derselben bei der Pforte in den häufigen sich um ihren Besitz 
erhebenden Streitigkeiten. Hi^;^en ist, soweit es uch um die 
geschichtlich gewordenen Verhältnisse handelt, nie ein Einwand 
erhoben worden, wenigstens insofern das Protektorat die Stätten 
selbst und nicht deren etwaige nichtfranzOsische losaasen t>etrifR. 

2. Das Protektorat Ober die einzelnen Individuen 
als Angehörige der lateinischen Kirche, 

Soweit dieselben einfache Oemeindemitglieder nicht 
französischer Nationalität sind, beansprucht Frankreich den Schutz 
derselben nicht, obschon sich dieselben früher häufiger in besonderen 
Fällen einer ausserordentlichen Begünstigung durch die französischen 
Vertreter erfreuen mochten. 

Hingegen erheben sich Konflikte dadurch, dass Frankreich die 
Gerichtsbarkeit über in katholischen Klöstern lebende An- 
gehörige der Türkei oder fremder europäischer Staaten 
ausüben will. Insbesondere trat dies ein, wenn junge Mädchen, 
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von den Nonnen tiberredet, wider äea Willen ihrer Eltern den 
Schleier nehmen wollten, aber von den Anf^hQrigen mit Hülfe 
ihrer Konsulate reklamiert wurden. In solchen Fällen nahmen die 
franzfieisohen Konsuln stets die Partei der KlOster gegen die 
reklamierenden fremden Konatüate. Es muss zugegeben werden, 
das3 dabei die französische Regierung achlieselicb doch die Rechte 
der anderen Staaten anzuerkennen und nachzugeben pflegt«. 

Von den s&cularen oder regulären OeiBtlichen galt 
nach franzSsischer Anschauung, dass durch ihren Eintritt in den 
Dienst der Kirche ihr frOheres bürgerliches Schutzverhältnis gelöst 
ist, und dass sie so gut wie ihre Kirche unter franz^iscbem 
Schutze stehen. Hiergegen haben die türkischen Behörden nicht 
Einspruch erhoben. 

Das Unnatürliche dieses Verhältnisses ergebt sich jedoch von 
eelbst. Erstens treten eine Xenge von fallen ein, in denen nur 
der Vertreter des Heimatsstaates amtliche Handlungen vollziehen 
kann, wie Ausstellung von Lebensattesten und andere Beurkundungen. 
Aber auch sonst kann der Heimatsstaat auf die Ausübung des 
Schutzes seiner Angehfirigen nicht verzichten; dies ist so ein- 
leuchtend, dass Frankreich schon 1874 bei Anhiss det Ermordung 
eines preussischeu Priesters in Constantinopel sich der Erkenntnis 
nicht verschüessen konnte, dass es zurücktreten müsse gegenüber 
dem Ansprüche der deutschen Vertretung, die Strafverfolgung auf- 
zunehmen. In einer Hitteilung des französischen Ministeriums wurde 
dabei schon damals der Grundsatz aufgestellt: „mais quand le carao- 
t&re du moine est absorbS par sa nationalit^, nous nous retjrons." 

Ein analoger Fall in Albanien, wo es sicli um einen itAlienischen 
AngebSrigen handelte, wurde dahin entschieden, dass sowohl der 
italienische als der Österreichische Vertreter der Verhandlung vor 
dem türkischen Gerichte assistierten und das Protokoll unterzeichneten. 

Ein dritter Fall aus Jerusalem, der einen italienischen Priester 
betraf, bot die Schwierigkeit, dass der türkische Richter g^;en die 
Assistenz der Vertreter zweier fremder Mächte nichts einwandte, 
aber das Protokoll nur von dem einen unterzeichnen lassen wollte. 
Schliesslich unterzeichnete der französische Vertreter allein; die 
Nachgiebigkeit des italienischen Vertreters wiirde aber sp&ter von 
der italienischen Regierung nicht gebilligt. Demgemäss wurde im 
Frühjahr 1902 bei den Verliandlnngen über die Ermordung des 
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italienischea Priesters Goaetlo vom Vali von Damaskus nur der 
itaUeiUBche Konsul vor Gerieht zugelassen. 

Die deutsche Stellungnahme ist die, dass deutschen katho- 
lischen Geistlichen diesseitiger Schutz zu gewAhren sei, soweit 
ihre Personen in Frage kommen, doss aber die Rechte und Pri- 
vilegien ihrer priesterlichen Stellung, soweit es sich um Insassen 
von Klöstern unter französischem Schutze handelt, nicht lu ver- 
treten seien. Dieser Anschauung, der sich in der Folge auch 
andere Staaten, namentlich Italien anschlössen, haben schliesslich 
auch die französischen Vertreter zugestimmt. Wenigstens ergaben 
sich in den letzten Jahren in dieser Beziehung keine Anstände. 
Es braucht nicht weiter darauf hingewiesen zu werden, dass eine 
solche Regelung der Frage mit den Beetimmungen des Berliner 
Vertrages Qbereinstimmt. 

Der Vortheil, der hieraus unter den gegen wArtigen poliUschen 
Verhältnissen filr die katholische Kirche selbst entspringt, erhellte 
bei dem aufsehenerregenden Streitfälle in Jeniaalem vom 4. November 
1901. Als au jenem Tage die Franciskaner die zu ihrer sog. 
Schmerzenskapelle am Vorplatz der Grabeskirche fahrenden Treppen- 
stufen und die unmittelbar daran anstossenden Steinplatten des 
Vorplatzes säuberten, wurden sie von zahlreichen griechischen 
Olenkem und Laien, welche das Recht der Reinigung der Vor- 
platzstein platten fOr sich vindiderten, thätlich angegrifTen. Fünf- 
zehn der Franciskaner, erlitten dabei theilweise geßlhrUche Ver- 
wundungen; unter diesen befanden sich fttnf Italiener, zwei Deutsche, 
zwei Polen, zwei ottomaniache Onterthanen und je ein Franzose, 
Engländer, Holländer und Spanier. Trotz dem Zaudern der 
türkischen Behörden, gegen die Angreifer, für welche sich der 
mächtige russische Einfluss geltend machte, einzuschreiten, stellte 
der deutsche Konsul für die zwei seiner Administration unter- 
stellten Franciskaner sofort den Strafantrag gegen die Delinquenten, 
nnd der italienische Konaul bctlieiligte sich an dem gerichtlichen 
Verfahren, das unter Aussclüuss . der französischen Assistenz statt- 
fand. Das Erkenntnis des erstinstanzlichen Gerichts, dem lang- 
wierige Vernehmungen vor dem Untersuchungsrichter vorausgingen, 
verurteilte elf griechische Priester, danmter drei Archimandriten, 
und neunzehn Laien zu Gelängnisstrafen von neun Monaten bis 
herab zu einer Woche und wurde vom Appellgericht in Beirut am 
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22. September 1902 bestätigt. Der franzfisiscbe Konsul hatte eist 
in der zweiten Hälfte Juni 1903 Weisung erhalten, fQr seine Schutz- 
genossen klagbar zu werden. Es war eine verdiente Anerkennung 
des deutschen Vorgehens, dass der Patriarch nach der Fällung des 
Urteils dem deutschen Konsul seineu Dank mit dem Bemerken 
aussprach, man mflsse in den Aunalen des Franciskuierklosters 
weit zurQckgehen, um eine so eklatante Wahrung katholischer 
Rechte gegenüber der griechischen Geistlichkeit zu finden, — Die 
Rechtsfrage, wem von den genannten Parteien die Befugnias der 
Reinigung der gedachten Steinplatten zustehe — ein Funkt, der zu 
den Competenzen äes von Frankieich behaupteten Protektorats über 
die Heiligen Stätten gehört — , ist bis heute noch nicht entschieden. 

3. Das Protektorat über alle einzelnen Kirchen, KlOster 
und sonstigen frommen Anstalten. 

Nach der Ansicht der französischen Regierung mOssen, mit 
einziger Ausnahme der durch die bestehenden VertrOge unter 
österreichisches Protektorat gestellten Anstalten, alle anderen, die 
im türkischen Reiche heute errichtet sind und in Zukunft errichtet 
werden, unter französischem Schutze stehen. 

Dieser AufTassung, welche auch in Egypten bei Gelegenheit 
eines franzÖsisch-egypÜBcben Abkommens betreffend die Justizreform 
im Jahre 1875 zum Ausdnick kam, trat die deutsche Regierung 
in dem bald darauf zwischen ihr und Egypten geschlossenen Ver- 
tr^e bestimmt entgegen. Artikel 7 des Vertrages lautet: 

Le Gouvernement Allemand ne reconnaissant ä aucune pui&- 
sance un protectorat exciusif sur les Etablissements catholiques en 
Orient, se r^serve toue see droits sur les sujets allemands apparte- 
nant ä un de ces 6tablisseraents et il coneid&re notamment comme 
entendu que ladite stipulation du protocole Franco-Egyptien ne 
eaurait porter atteinte ä la juridictioii qui est ou qui sera ^tablie 
pour les Sujets et administres allemands en Egypte, en vertu des 
lois de l'Empire et des arrangements faits entre l'AUemagne et le 
Gouvernement du Khödive. 

Deutschland bestreitet demgemäes nicht, dass Frankreich das 
Recht hat, die bereits unter seinem Protektorat stehenden Anstalten 
zu schützen; „aber mit demselben Rechte wird ee seinen Schutz 
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den UnterDehmuRgen gewähren, welche deutsche Eatholikea gründeo 
und dem deutschen Schutze uateretellen." 

Seitdem der PalSstina-Yerein der Katholiben Deatschlaods in 
Jerusalem, Haifa und Tabgha am See Genezareth Hospize errichtete, 
mit denen in Jerusalem und Haifa Schuld nrichtungen und Eranken- 
pflegestationen verbunden sind, seitdem er Liegenschaften in Em- 
mauB-Eubeibe erwarb, seitdem eine deutsche Schule unter der 
Leitung der deutschen barmherzigen Schwestern vom hl. Borro- 
mftus in Alexandrien eröffnet wurde, ist das bisherige thatsSch- 
liche Verhältnis exclu^ven Schutzes der frommen Anstalten seit^is 
Frantireichs beseitigt und ein den rechtlichen Bestimmungen des 
Berliner Vertrages entsprechender Zustand auch faktisch begründet 
worden. Alle diese Anstalten stehen unter dem Schutze des 
deutschen Heimatstaates. Die neue Lage der Dinge ist auch durch 
eine Entscheidung der Propaganda vom 13. November 1894 an* 
erkannt worden, durch welche die Errichtung einer Provinz deut- 
scher BorroDi&erinnen fQr Egypten und Palästina genehmigt wurde, 
ohne dass dabei der franzOuschen Protektorats-AnsprDche gedacht 
worden wäre. In diesem Sinne wurde die Frage des Schutzes der 
katholiacheu Anstalten 1896 auch durch ein deutsch-egyptischea 
Abkommen geregelt, wogegen die französische Vertretung weder 
damals noch später je Einspruch erhob. Die analoge Stellungnahme 
der tfirkischen Regierung ist aus dem bereits zitierten Gutachten 
der Conseillers 16gistes der Hohen Pforte ersichüich. 

Angesichts der gauzen Weit wTirde diese neue Wendung 
sanktioniert, als am 31. Oktober 1898 Seine lUajeetät der Emaer 
zu Jerusalem das Onindstilck der „Dormitio*' in Besitz nahm und 
dem PalSsüna-Verein der Katholiken Deutschlands flberwies. In 
Übereinstimmung hiermit wurde am 7. Oktober 1900 die Feier der 
Orundsteinlegung der neuen deutsch-katholischen Anstalten daselbst 
auf Einladung des deutschen Eonsuls von dem Qeneralvikar des 
lateinischen Patriarchats von Jerusalem und unter Assistenz der 
Bel^ationen der Franciskaner, Assumptionisten und Dominikaner in 
solenner Weise vollzogen. Heute ist die Pflege der Dormitio 
deutschen Benediktinern anvei-traut; im Herbste 1899 hat der oben 
genannte deutsche Verein vom heiligen Lande femer vor dem 
Damascusthor ein QrundstOck zur Errichtung eines Hospizes und 
einer Enabenschule angekauft. 
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Italien hat vod diesen Verliältnisäen den Nutzen gezogen, doss 
es im November 1902 In Konstantinopel die Obergabe zweier In- 
stitute an die Salesianer durchsetzte, welche nun unter italienisohem 
Schutze stehen. 

4. Die sogenannten Honneurs de l'Eglise. 
Die kirchlichen Ehrenrechte, welche als äussere Anerkennung 
des IranzCsischen Protektorats dem Vertreter Frankreichs erwiesen 
werden, sind folgende: 

Bevor der offizierende Priester die Gemeinde mit "Weih- 
wasser besprengt, wird der Weihwasserwedel dem Vertreter 
der Protektoratsmacht gereicht, der sich mit Weihwasser be- 
kreuzigt. Bei besonderen feierlichen AnlSssen wird der 
letztere an der Eirchenthflir vom Pfarrer mit dem Weih- 
wasserwedel emp&ingen. 

Nach Verlesong des Evangeliums durch den Diakon 
wird das Evangelienbuch zun&chst dem celebrierenden 
Priester und dann dem Vertreter der Protektoratsmacht 
zum Kflfisen gegeben. 

Nachdem der ofßzierende Priester beim OSertorium 
den Altar mit dem Weihrauchfass incensiert hat, wird 
zuerst er, und dann der Protektoratsvertreter „triplid 
ductu" incensiert, d. h. er wird mit dem Bauchfass drei- 
mal angeräuchert. 

Nach dem Agnus Dei (kurz vor der Kommunion) gibt 

der celebrierende Priester den assistierenden Priestern den 

Frieden, indem er sie, seine Hände auf deren beide Schultern 

legend, umarmt, und dabei die Worte spricht: „Fax tecum". 

Darauf nimmt der erste assistierende Priester vom Altar 

eine silberne Platte, auf welcher sich in Hoclirelief das 

Lamm mit dem Kreuze befindet, und reicht sie dem Pro- 

tectoratevertreter zum Kusse hin mit den Worten „Pax tecum". 

In der Kirche gebdhrt dem Protektoratsvertreter ein 

Ehrenplatz an der rechten Altarseite auf einer Estrade; 

Diese aufgefQhrten kirchlichen Handlungen werden . nur fOr 

den französischen Vertreter vorgenommen, trotz der namentlich in 

Jerusalem wiederholten dringenden Beklamationen der 'Vertreter 

Österreichs, Spaniens und Italiens. Wie eifersQchtig Frankreich Ober 

dies Vorrecht wacht, beweist ein Beispiel aus der Zeit des Krim- 
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krieges. Das vormalige Bardinisohe Konsulat in Beirut hatte am An- 
lange des 19. Jahrhunderts von dem dtuniüigeD Herrn des syrischen 
Küstenlandes Dschezzar Pascha in Akka das Recht erkauft, eine 
katholische Kapelle im KonsulatsgebSude zu errichten. Diese Kapelle 
wurde w&hrend des Kritnkrieges, in Folge des prftpondeninten ESn- 
fluBsee Frankreichs, geschlossen, weil in derselben dem jedesmaligen 
Konsul von Sardinien am Feste seines Souveräns die kirchlichen 
Ehrenrechte erwiesen wurden. 

Auch dem österreichischen Botschafter in Konstantinopel werden 
in der österreichischen katholischen Pfarrkirche in Pera die gleichen 
Ehren zu Teil. Er ISsst allerdings jedesmal bei der offiziellen 
Anwesenheit anderer fremder Vertreter diese Ausnahmsbehandlung 
fOr sich unterdrRcken; das Gleiche gilt vom rusBischen Botschafter 
bei Feiern in russischen Kirchen. Die französischen Botschafter 
haben stets erklärt, darauf nicht verzichten zu können; in Folge 
dessen sehen sich die anderen Vertreter vorkommenden Falles ver- 
hindert, den bezflglicben Feiern in den dem französischen Protektorat 
unterstehenden Kirchen in offizieller Weise zu assistieren. Es ist 
nur ein Fall bekannt geworden, nämlich bei Abhaltung des Trauer- 
gottesdiensles fOi den Pritädenten Faure Ende Februar 1899 zu 
Bagdad, wo auf Einwirkung der übrigen Konsilien die honueurs de 
rSglise unterblieben. 

5. Die wichtigste Seite des französischen Protektorats trat 
besonders bei der im Jahre 1898 angeregten Frage der Errichtung 
einer Uismon des Sultans beim heiligen Stuhle zu Tage: es ist der 
Schutz der gesamten römischen Kirche als solcher bei 
der Pforte. 

Wie in der vorhergehenden Darstellung der Verhältnisse des 
lateinischen Klerus entwickelt worden ist, gehört derselbe dem 
türkischen Staatsrecht Oberhaupt nicht an; die lateinische Kirche 
ist vielmehr trotz der grossen Besitzungen und der vielen An- 
gehörigen, Fremden und Rayah's, die äe im türkischen Reiche ihr 
eigen nennt, eine auswärtige Uacht. Als solche kann sie, da eine 
Anerkennung ihres Vertreters seitens der Pforte nicht erfolgt, mit 
letzterer nach bisheriger Auffossung nicht direkt in Beziehungen 
treten, und sie bedarf fttr die mancherlei Anliegen, über die sie 
naturgemSss mit der Pforte zu verhandeln hat, fremder diplomatischer 
Intervention, welche ihr die Protektoralsmacht Frankreich gewahrt 
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Der ganze KreJe der Oeschafte, welche die PerEonen der 
Priester, die einzelnen Anstalten, sowie die Oeeanitkirche betreffen, 
wird durch Vermittelung der franzOsiBchen Regierung beeorgt Wenn 
die wichtigsten und grOssten Sorgen der Eurie, die durch Christen- 
Verfolgungen und Sbssacres hervor^rulene Bedrohung der Existenz 
der Genteindea dazu gehören, eo umbast das französische Protektorat 
andererseits auch die kleinsten Details. Es kann keine Kirche, 
keine Schule, kein Hospital gebaut werden, ohne dass die französische 
Botschaft bei der Pforte um die erforderliche Brlanbnis nachsucht; 
wenn die Douanefreiheit fttr Gegenstände, die für eine Kirche oder 
ein Kloster bestimmt sind, von den Leitern dieser Anstalten be- 
ansprucht wird, m Assen die französiBohen Vertreter das nötige 
Tezhere (Ersuchen) schreiben. Jeder geschftftliche Verkehr zwischen 
der Kirche und den türkischen Behörden ist in dieser Weise an 
die französische Verroittelung gebunden; der apostolische Delegierte 
zu Constantinope) kann sich nicht auf die Pforte begeben, ohne 
dass ihn ein Dragoman der französischen Botschaft auf dem Gange 
begleitet, um bei den stattßndenden Verhandlungen zu assistieren. 

Es eigiebt sich hieraus, dass die lateinische Kirche, wfthrend 
sie der TQrkei gegentiber im weitesten Masse selbetfindjg, ge- 
wissermassen exterritorial ist, andererseits sich als eine Dependenz 
der französischen Botschaft charakterisiert. Den Wert der hier- 
durch den französischen Vertretern verliehenen Macht und des da- 
Oiit verbundenen aligemeinen Einflusses Frankreiehs auf die Kurie 
wuBsten sämtliche französische Begieningen, von den Sehr christlichen 
Majestäten bis auf die Republik Robespierre's und von Napoleon 
dem Ersten bis zu den heutigen Politikern, wohl zu schätzen. 
Während Qambetta fflr das Heimatland die Parole ausgab „Le 
cl6ricalisme, voilä l'ennemi'', suchte er deren für die Orientalischen 
Angelegenheiten gefährliche Eonsequenzen gleichzeitig durch den 
anderen Ausspruch einzuschränken „L'anticl6ricalisme n'est pas un 
article d'exportation". Eine Parallele hierzu bildet der Ausspruch 
Waldeck-Rousseau's, der die Austreibung der Congregationen aus 
Frankreich einleitete, „dass die Fragen der auswärtigen Politik 
und besonders die des französischen Prestige durch die inneren 
Streitfragen der Republik nicht beeinfiusst weiden könnten". In 
diesem Sinne lautete denn auch, als die Pforte äusserte, sie weide 
den aus Frankreich ausgewiesenen Ordensgeistlichen den Eintritt 
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in die TQrkei nicht gestatten, die anfangs des Jahies 1902 erteilt« 
formelle Antwort des franzCsisctien Botschafters, dasa Frankreich 
Beinen Schutz auch fernerhin allen Orden angedeihen lassen werde, 
welche bisher unter dem französischen Protektorate standen. Otw 
schon die Fürsorge fOr die Katholiken der Protektoratsmacht oft 
schwere Pflichten auferlegt hat, ist letztere somit weit davon ent- 
fernt, diese Beziehungen, welche sie als ein ihr zustehendes Recht 
beansprucht, preiszugeben. 

Die durch die frflhere historische Entwickelung herbeigeführten 
VerhAltnisse waren im neunzehnten Jahrhundert auch von der Kurie an- 
erkannt, die ihrer ,41teBten Tochter" für die vielen ehemals geleisteten 
namhaften Dienste Dank schuldete. Die Bestimmungen der diploma- 
tischen und konsularischen Vertreter Frankreichs waren ihr in allen 
mit der Schutzhoheit zusammenhllngeiiden Fragen mas^ebend. Nach 
den von der Kurie erlassenen Instruktionen durfte nur dann, wenn 
die rechtzeitige ÄuaObung dee Schutzes durch einen französischen 
Vertreter materiell unmöglich war, ausnahmsweise und auch nur fOr 
den speziellen Fall, die Protektion einesanderen Staates erbeten werden. 

Naturgemfiss hat jedoch eine derartige Abhängigkeit fOr alle 
Beteiligten eine Reibe von Üniutr9glichkeiten zur Folge, die nament- 
lich in den letzten Jahren die beschriebene Sachlage in zunehmen- 
dem Masse als durchaus unbefriedigend erscheinen Hessen. 

Die Pforte beklagte sich Ober f^ankreichs Einmischung in die 
Fragen des alltäglichen Verkehrs zwischen dem Territorialstaat und 
der Kirche, sowie Ober deren Ausnutzung zu politischen Zwecken. 
Die türkischen Diplomaten verkennen femer nicht, dass die lateinische 
Kirche, von diesem Zwange befreit, im Pforteninteresse ein starkes 
Gegengewicht gegen die von Bussland unterstützte orthodoxe 
Propaganda bilden könnte.. 

Auch die Kurie empfindet es, das Frankreich ihre Interessea 
mit politischen Dingen verquickt. Dazu kommt, dass derselben, 
trotz ihrer oben geschilderten Äutfässung, die französische Vo(^ 
mundschaft gerade in neuerer Zeit als eine Beschränkung ihrer 
Souverftuitfttsrechte lästig fällt. Es braucht femer nicht daran er- 
innert zu werden, in welche peinliche Lage der heilige Stuhl in 
unseren Tagen versetzt ist, indem diejenige Begierung, der er die 
Hut der Wiege des Christenthums anvertraut hat, im Innern ihres 
eigenen Landes der Kirche einen so erbitterten Kampf liefert 
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Stärker als die Kurie in Rom ist der lateiaieclie Klerus 
im Orient selbst beteiligt Die KirchenfOrsten finden sich durch 
den Mangel des direkten Verkehrs mit den türkischen Staats- 
behörden in der Ausübung ihres kiitshlichen Amt«e beeintritchtigt. 
Besonders in Jenisalem, wo schon das rechtliche Yerhfilttiis des 
Patriarchats tiir Schutzmacht ein Missverhaitnie seiner Angehörigen 
gegenüber der Landeebebörde bedingt, herrscht nnzufriedenheit mit 
dem Protektorate Frankreichs. Unter den dortigen Franciskanein 
macht sich eine starke antifrantÖBiBche StrOmung geltend, und an- 
l&sslich der in den letzten zehn Jahren hftufiger eingetretenen 
Streitigkeiten zwischen Orthodoxen und Lateinern war unter den 
letzteren die Klage allgemein, daas die wichtigsten IntereBsen der 
Kirche den politischeD Sympathien der Protekteratsmacht geopfert 
würden; man scheute sich sogar nicht, diese direkt als den Feind 
der katholischen Kirche zu bezeichnen, 

Alle unter dem Protektorate leidenden Elemente difingen somit 
gemeinsam auf die Lösung der für die Kirche einst so wertvollen 
Beziehungen zu Frankreich. Eine Anbahnung neuer Verhältnisse 
wurde von der Pforte im Jahre 1898 versucht, indem sie in Unter- 
handlungen trat, um beim Vatikan einen türkischen Gesandten zu 
akkrediljereu. Die französische Regierung, welche in der Anknüpfung 
eines direkten Veritehns zwischen diesem Vertreter der Pforte und 
der Kurie den ersten Sdiritt zur Beseitigung ihree Protektorats er- 
blickte, wussto die beabsichtigte Errichtung der Mission zu vereiteln 
und damit ihre Stellung noch einmal zu behaupten. In den der 
Pforte nahestehenden Kreisen schrieb man diesen Sieg der französischen 
Diplomatie zum Teil der im Vatikan angeblich herrschenden Befürch- 
tung zu, dass die zahlreichen aus Frankreich fliessenden Geldmittel, 
welche namentlich von der „Propagation de ]& Foi" in Lyon, aber 
auch als Peterspfennig, zu kirchlichen und Missionszwecken ein- 
gebracht werden, nach einem Bruche mit Frankreich versiegen 
möchten. Dem gegenftber steht aber fest, dass von den durch die 
„Propagation de U Foi" in Rom abgelieferten Summen ein namhafter 
Teil in Deutschland gesammelt wird. 

Angesichta der von Jahr zu Jahr schwieriger werdenden Ver- 
hältnisse empfand die französische Regierung das Bedürinie, ihre 
Position als Protektoratemacht zu verstärken, nnd sie benutzte zu 
dem Zwecke ihre Differenz mit der Türkei vom ScAtsommer 1901. 
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Alis Äiilass gewisser ganz uokirchlicher Fragen, deren Würdigung 
nicht in diesen Zusammenhang gehört, setzte eie durch Abberufung 
des Botschafters aus Constantinopel und Abbruch der diplomatischen 
Beziehungen, durch Entsendung einer Flotte in die türkischen Qe- 
wSsser, durch Besitzergreifung des Zollamtes von Mjtilene und 
Sequestrierung seiner Verwaltung eine Aufsehen erregende Aktion 
ins Werk, wobei sie die Pfort« mit dem Verlangen sofortiger 
Regelung einiger mit den Protektoratsinteressen verknüpfter Fragen 
überraschte. Dies Vorgehen, vor dem alle feindseligen Stimmen 
verstummen sollten, schien damals das gesteckte Ziel zu erreichen, 
erregte es doch bei Frankreichs Politikern und seinen Anhftngem 
im Orient die schSnsten Hoffnungen auf die Wiederkehr der ge- 
priesenen alten Zeiten. Durch ein Schreiben vom 6. November 
gab der türkische Minister des Äusseren in allen Punkten den 
französischen Forderungen nach; die Zugeständnisse waren: 

1. und 2. Anerkennung einer Beihe französischer oder unter 
französischen Schutz gestellter, schon errichteter Schulen 
Hnd Kirchen, KlOster und sonstiger frommer Anstalten, be- 
bezüglich deren die französische Botschaft die erforderlichen 
Finnane bisher nicht hatte erwirken können; femer Befreiung 
von Grundsteuern und Gewährung von Zollfreiheit für die 
gedachten Institute. 

3. Gewährung der Erlaubnis zum Bau oder Wiederaufbau 
einer Anzahl von Kirchen und Anstalten; 

4. Regelung des Verfahrens, das in Zukunft bei Ertheilung 
der Genehmigung zur Errichtung von Schulen und An- 
stalten, sowie der Erlaubnis zu Kirchenbauten zu beob- 
achten ist; vereinbart wurde, dass die französische Botschaft 
der Pforte ihre bezüglichen Absichten anzuzeigen habe 
unter genauer Bezeichnung des Zweckes der Anstalten und 
der sie leitenden Persönlichkeiten; falls die Pforte binnen 
sechs Konaten keine begründeten Einwendungen macht, 
gilt die Anerkennung dieser Anstalten als ertheilt. 

Ferner gew&hrte die Pforte dem chaldiüschen Patriarchen das 
von Frankreich verlangte Berat 

Zu diesen Punkten ist folgendes zu bemerken: 
Allerdinge hatte die Pforte seit einiger Zeit den immer zahl- 
reicher werdenden Gesuchen der fremden Botschaften um Erlaubnis 
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sur BegrOndUDg neuer Schulen und Anstalten einen pasaven Wider- 
Blaad entgegengesetzt, und diesen zu beseitigen, war das natflrliche 
Interesse der europäischen Staaten. Was aber Frankreich nur mit 
einem unverh&ltnifimBssigen Aufbot tob Machtmitteln erzwang, 
fiel den flbrigeu Milchten kurz darauf ohne diesen Erftfteaufwaud 
zu. Weniger als zwei Uonate nachher hatte die deutsche Botschaft 
die rechtliche Lage sämtlicher deutscher Institute unter den 
gleichen Bedingungen geregelt. 

Dem chaldäischen Patriarchen hatte die Pforte das von der 
französischen Bctscliaft befürwortete Berat deshalb verweigert, weil 
ein fremder Unterthan, der apostolische Delegierte fflr Mesopotamien, 
die Synode geleitet, welche die Patnarchatswahl vornahm. Da 
das (uniert-) cfaaldftisohe Patriarchat eine tQrkische Staatskirche ist, 
und der Patriarch und seine BischOfe ttirkische Beamte und Unter- 
thanen sind, war nach den Vertrfigen eine fremde Intervention 
ausgeschlossen. Als die Pforte dieselbe zurückwies, hatte sie sich 
also in einer staatsrechtlich unanfechtbaren Stellung befunden. 
Welchei rechtliche Charakter dem franzCsischen Vorgehen beizu- 
messen ist, wurde schon früher angedeutet. 

Ob sich die Erwartungen, die an die Flottendemonstration 
geknüpft wurden, erfflllt, ob das franzSsische Protectorat dauernden 
Olanz und Einfluss gewonnen, erscheint im Ganzen, und besonders 
im Hinblick auf den Ausgang des Franciskanerstreite vom 4. No- 
vember 1901, mindestens als zweifelhaft 

Die Zukunft wird zeigen, ob die moderne Entwicklung mit 
ihi-en neuen Bedürfnissen nicht schliesslich doch eine andere Begelnng 
der Kirc)ienfrage im Orient verlangt; die jetzige Lage, wonach die 
einzelnen kirchlichen Anstalten unter dem Schutze ihrer Heimatstaaten 
stehen, während Ober die Gesamtkirche Frankreich das Protektorat 
ausübt, ist wenigstens in der Theorie unhaltbar. 

Es ist dabei nicht zu vei^esaen, das dass Schutzrecht der 
Heimatstaaten über ihre Anstalten den rechtlich gültigen Bestim- 
mungen entspricht, während das exclusive französische Protektorat, 
als dessen wichtigste Seite der französische Schutz der Gesamtr 
kirche anzusehen ist, der rechtlichen Begründung entbehrt und nur 
in den faktischen Verhältnissen seinen ürspung hatte. Rechtliche 
Gründe gegen eine Veränderung der Beziehungen der Kurie zur 
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französischen Regierung bestehen somit nicht; in dieser Frage sind 
allein politische Uomente masegebend. 

Die Entscheidung der ferneren poliüschen Frage, ob die Eircbe, 
als Qesamtheit, des Schutzes einer weltlichen Uacht im Orient enl- 
raten kann, dfirfte von der Beurteilung der inneren Angelegenheiten 
der Türkei abhängen. Einzelne kirchliche Interessenten wQnsc^ieo 
als Ideal den Zustand herbei, dass die Kirche je nach Lage der 
Dinge bald an die eine und bald an die andere Macht zu appellieren 
das Recht hatte. 
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